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2 Wie�bereits�im�Koalitionsvertrag�verein-
bart� und� mehrfach� angekündigt,� hat�
die�Bundesregierung�am�11.�Dezem-
ber�2014�den�Entwurf�eines�Gesetzes�
zur�Regelung�der�Tarifeinheit�vorgelegt.�
Das�Gesetz�soll�verhindern,�dass�in�den�
Betrieben�unterschiedliche�Tarifverträ-
ge�mit�–�ganz�oder�zum�Teil�–�gleichem�
Geltungsbereich�anzuwenden�sind.�Kon-
kret:�Haben�mehrere�Gewerkschaften�
Tarifverträge�mit�divergierendem�Inhalt�

abgeschlossen,�die�die�gleichen�Grup-
pen�von�Arbeitnehmern�erfassen,�soll�
im�Interesse�einheitlicher�und�gleicher�
Arbeitsbedingungen�betrieblich�nur�ein�
Tarifvertrag�anwendbar�sein.�Der�Ge-
setzentwurf�entscheidet�sich�nach�dem�
Mehrheitsprinzip�für�den�Tarifvertrag�der�
im�Betrieb�mitgliederstärksten�Gewerk-
schaft.�Der�Tarifvertrag�der�Minderheits-
gewerkschaft�soll�ohne�rechtliche�Wir-
kung�bleiben.�

Die vom Regierungsentwurf vorgesehenen  
Änderungen des Tarifvertragsgesetzes

§ 4a Tarifkollision
(1) Zur Sicherung der Schutzfunkti-
on, Verteilungsfunktion, Befriedungs-
funktion sowie Ordnungsfunktion von 
Rechtsnormen des Tarifvertrags werden 
Tarifkollisionen im Betrieb vermieden. 
(2) Der Arbeitgeber kann nach § 3 an 
mehrere Tarifverträge unterschiedli-
cher Gewerkschaften gebunden sein. 
Soweit sich die Geltungsbereiche nicht 
inhaltsgleicher Tarifverträge verschie-
dener Gewerkschaften überschneiden 
(kollidierende Tarifverträge), sind im 
Betrieb nur die Rechtsnormen des Ta-
rifvertrags derjenigen Gewerkschaft 
anwendbar, die zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses des zuletzt abgeschlossenen 
kollidierenden Tarifvertrags im Betrieb 
die meisten in einem Arbeitsverhältnis 
stehenden Mitglieder hat. Kollidieren 
die Tarifverträge erst zu einem späteren 
Zeitpunkt, ist dieser für die Mehrheits-
feststellung maßgeblich. Als Betriebe 
gelten auch ein Betrieb nach § 1 Absatz 
1 Satz 2 des Betriebsverfassungsgeset-

zes und ein durch Tarifvertrag nach § 3 
Absatz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 des Betriebsver-
fassungsgesetzes errichteter Betrieb, 
es sei denn, dies steht den Zielen des 
Absatzes 1 offensichtlich entgegen. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
die Betriebe von Tarifvertragsparteien 
unterschiedlichen Wirtschaftszweigen 
oder deren Wertschöpfungsketten zu-
geordnet worden sind.
(3) Für Rechtsnormen eines Tarifver-
trags über eine betriebsverfassungs-
rechtliche Frage nach § 3 Absatz 1 und 
§ 117 Absatz 2 des Betriebsverfassungs-
gesetzes gilt Absatz 2 Satz 2 nur, wenn 
diese betriebsverfassungsrechtliche 
Frage bereits durch Tarifvertrag einer an-
deren Gewerkschaft geregelt ist. 
(4) Eine Gewerkschaft kann vom Ar-
beitgeber oder der Vereinigung der 
Arbeitgeber die Nachzeichnung ei-
nes mit ihrem Tarifvertrag kollidieren-
den Tarifvertrags verlangen. Der An-
spruch auf Nachzeichnung beinhaltet 
den Abschluss eines die Rechtsnor-
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men des kollidierenden Tarifvertrags 
enthaltenden Tarifvertrags, soweit sich 
die Geltungsbereiche und Rechtsnor-
men der Tarifverträge überschneiden. 
Die Rechtsnormen eines nach Satz 1 
nachgezeichneten Tarifvertrags gelten 
unmittelbar und zwingend, soweit der 
Tarifvertrag der nachzeichnenden Ge-
werkschaft nach Absatz 1 Satz 2 nicht 
zur Anwendung kommt.
(5) Nimmt ein Arbeitgeber oder eine 
Vereinigung von Arbeitgebern mit ei-
ner Gewerkschaft Verhandlungen über 
den Abschluss eines Tarifvertrags auf, 
ist der Arbeitgeber oder die Vereini-
gung von Arbeitgebern verpflichtet, 
dies rechtzeitig und in geeigneter Weise 
bekanntzugeben. Eine andere Gewerk-
schaft, zu deren satzungsgemäßen Auf-
gaben der Abschluss eines Tarifvertrags 
nach Satz 1 gehört, ist berechtigt, dem 

Arbeitgeber oder der Vereinigung von 
Arbeitgebern ihre Vorstellungen und 
Forderungen mündlich vorzutragen. 

§ 8 Bekanntgabe des Tarifvertrags
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die im 
Betrieb anwendbaren Tarifverträge so-
wie rechtskräftige Beschlüsse nach 
§ 99 des Arbeitsgerichtsgesetzes über 
den nach § 4a Absatz 2 Satz 2 anwend-
baren Tarifvertrag im Betrieb bekannt-
zumachen. 

§ 13 Inkrafttreten
(3) § 4a ist nicht auf Tarifverträge anzu-
wenden, die am [einsetzen: Tag nach 
der Verkündung dieses Gesetzes] gel-
ten.

Es folgen Änderungen des Arbeitsge-
richtsgesetzes.

ZUSAMMENFASSUNG

Das�Gesetz�verletzt�die�Koalitionsfreiheit�
der�Gewerkschaft,�deren�Tarifvertrag�die�
rechtliche�Geltung�versagt�wird.�Der�Ge-
setzgeber� entzieht� der� Gewerkschaft�
das�Recht,�die�Arbeitsbedingungen�ihrer�
Mitglieder�nach�eigenen�Vorstellungen�
mit�dem�Arbeitgeber�auszuhandeln�und�
in�verbindlichen,�nicht�unterschreitba-
ren�Tarifverträgen�festzulegen.�Die�Mit-
glieder�verlieren�den�Schutz�des�Tarifver-
trags.�Damit�wird�eine�der�wichtigsten�
gewerkschaftlichen�Funktionen,�die�Ta-
rifautonomie,�beseitigt.�Überdies�zielt�der�
Gesetzentwurf�auf�das�Streikrecht�der�
Minderheitsgewerkschaft.�In�der�Geset-
zesbegründung�spricht�die�Bundesregie-

rung�die�Erwartung�aus,�dass�die�Gerichte�
Streiks�um�Tarifverträge�untersagen,�die�
mangels�Mehrheit�verdrängt�werden,�also�
nicht�gelten.�Unabhängig�davon�wird�in�
der�Praxis�die�Streikfähigkeit�der�Gewerk-
schaft�in�dem�Maße�schwinden,�in�dem�
ihre�Mitglieder�befürchten�müssen,�dass�
der�durchzusetzende�Tarifvertrag�nicht�
gilt,�also�am�Ende�nicht�mehr�wert�ist�als�
das�Papier,�auf�dem�er�geschrieben�ist.�
Unabhängig�von�der�Verfassungswid-
rigkeit�schürt�der�Gesetzentwurf�neue�
Konflikte�und�verbreitet�Unfrieden�auch�
zwischen�solchen�Gewerkschaften,�die�
bisher�in�geordneter�Weise�miteinander�
auskamen.�
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DIE AUSGANGSLAGE 

Gewerkschaftspluralismus
Der�Gesetzentwurf�reagiert�auf�Konflikte�
zwischen�konkurrierenden�Gewerkschaf-
ten.�Aktuelles�Beispiel�ist�der�Tarifstreit�
zwischen�Deutscher�Bahn�und�der�Ge-
werkschaft�Deutscher�Lokomotivführer�
(GDL),�in�dem�es�nicht�zuletzt�um�das�Kon-
kurrenzverhältnis�zwischen�GDL�und�der�
Eisenbahn-�und�Verkehrsgewerkschaft�
im�DGB�(EVG)�geht,�nämlich�um�die�Ta-
rifzuständigkeit�für�die�Zugbegleiter.�Ver-
ständigen�sich�die�Gewerkschaften�in�
diesem�und�vergleichbaren�Konflikten�
nicht�auf�einheitliches�Vorgehen,�kann�es�
geschehen,�dass�Tarifverträge�mit�unter-
schiedlichem�Inhalt�abgeschlossen�wer-
den.�Für�die�Mitglieder�der�Gewerkschaft�
A�gelten�folglich�im�selben�Betrieb�ande-
re�tarifvertragliche�Arbeitsbedingungen�

als�für�die�Mitglieder�der�Gewerkschaft�B.�
Millionen�der�Gewerkschaftskonkurrenz�
ist�ein�unerfreuliches�Kapitel�der�Gewerk-
schaftsgeschichte�und�-gegenwart�an-
gesprochen.�Eigentlich�verkörpern�die�
Gewerkschaften�das�Prinzip�der�Einheit;�
ihr�zentraler�Auftrag�ist�es,�Konkurrenz�
unter�den�abhängig�Beschäftigen�auszu-
schließen.�Doch�wurde�die�Einheit�unter�
den�Bedingungen�einer�kapitalistischen�
Wirtschaft�nie�erreicht.�Von�Anbeginn�
an,�seit�mit�der�Industrialisierung�moder-
ne�Gewerkschaften�gegründet�wurden,�
waren�sie�mit�Spaltung�und�Konkurrenz�
konfrontiert.�Das�hatte�zum�Teil�politische�
und�weltanschauliche�Gründe,�zum�Teil�
schlugen�sich�Differenzen�der�sozialen�
Stellung�in�getrennten�Verbänden�der�Ar-
beiter,�der�Angestellten�und�der�Beam-

Das�Gesetz�zielt�nach�Inhalt�und�Begrün-
dung� unübersehbar� auf� die� Aktivität�
streikfähiger�und�streikbereiter�Berufs-
verbände.�Sie�sollen�rechtlich�diszipliniert�
und�ruhiggestellt,� ja�um�ihre�Existenz-
berechtigung�gebracht�werden.�Auch�
wer�Berufsverbände�und� ihre� tenden-
ziell�exklusive�Interessenverfolgung�für�
den�falschen�Weg�hält�und�für�das�ein-
heitsstiftende�Organisationsmodell�und�
Selbstverständnis�der�Industriegewerk-
schaften�eintritt,�kann�den�Gesetzentwurf�
nicht�gutheißen.�Die�verfassungsrechtlich�
«für�jedermann�und�für�alle�Berufe»�ver-
bürgte�Koalitionsfreiheit�ist�unteilbar.�Die�
Entscheidung�der�Arbeitnehmer�für�einen�
gewerkschaftlichen�Zusammenschluss,�
gleich�welcher�Organisationsform,�ist�frei.�
Der�Staat�hat�sich�jeglicher�Zensur,�Gän-
gelung�und�Beschränkung�zu�enthalten.

Überdies�wird�das�Gesetz�die�Konkur-
renz�zwischen�allen�Gewerkschaften�ver-
schärfen�und�Dumpingtarifverträgen�den�
Weg�ebnen.�Mit�dem�Auswahlprinzip�der�
betrieblichen�Mehrheit�spielt�der�Gesetz-
geber�zu�allem�Überfluss�dem�Arbeitge-
ber�die�Schlüsselrolle�zu,�mit�dem�Be-
triebszuschnitt�die�gewerkschaftlichen�
Größenverhältnisse�zu�beeinflussen�und�
einer�ihm�genehmen�Gewerkschaft�zur�
Mehrheit�zu�verhelfen.�
Das�Gesetz�ist�abzulehnen.
Tarifeinheit�herzustellen�ist�ausschließ-
lich�Aufgabe�der�Gewerkschaften;�treten�
mehrere�Gewerkschaften�auf,�sind�Ab-
stimmungen�und�Tarifgemeinschaften�
bewährte�Instrumente,�um�sicherzustel-
len,�dass�einheitliche�Tarifnormen�gelten.�
Auch�dies�gehört�zur�Tarifautonomie,�aus�
der�sich�der�Staat�zurückzuhalten�hat.�



5ten�nieder.�Und�immer�wieder�gelang�es�
Unternehmern,�willfährige�Verbände�zu�
gründen�und�auszuhalten,�um�freien�Ge-
werkschaften�das�Leben�schwer�zu�ma-
chen;�insbesondere�sollten�die�«eigenen»�
Arbeiter�am�Beitritt�gehindert�werden.�
Auch�als�sich�die�deutschen�Gewerk-
schaften�nach�dem�Zweiten�Weltkrieg�
neu�konstituierten,�entstanden�konkur-
rierende�Verbände.�Die�meisten�bestehen�
heute�noch.
–� �Die�mit�Abstand�dominierenden�und�

mitgliederstärksten� Gewerkschaf-
ten�sind�die�des�Deutschen�Gewerk-
schaftsbundes�(DGB);�sie�verstehen�
sich�als�Einheitsgewerkschaft�nach�
dem� Industrieverbandsprinzip:� Ihre�
jeweilige�Zuständigkeit�umfasst�alle�
abhängig�Beschäftigten�eines�Wirt-
schaftszweigs�bzw.�einzelner�Zweige�
des�öffentlichen�Dienstes,�gleich�wel-
chen�Beruf�sie�ausüben�und�welche�
arbeitsrechtliche�Stellung�sie�haben.�
Die�DGB-Gewerkschaften�sind�–�in�der�
Reihenfolge�ihrer�Größe�–:�

� ·� �die� Industriegewerkschaft� Metall�
(IGM),�

� ·� �die�Vereinte�Dienstleistungsgewerk-
schaft�(ver.di),�

� ·� �die� IG�Bergbau,�Chemie,�Energie�
(BCE)

� ·� �die�IG�Bauen–Agrar–Umwelt�(IG�BAU),
� ·� ��die�Eisenbahn-�und�Verkehrsgewerk-

schaft�(EVG),
� ·� �die� Gewerkschaft� Erziehung� und�

Wissenschaft�(GEW),�
� ·� ��die�Gewerkschaft�Nahrung–Genuss–

Gaststätten�(NGG),
� ·� �die�Gewerkschaft�der�Polizei�(GdP).
� �Den�DGB-Gewerkschaften�gehören�

rund�6�Millionen�Mitglieder�an.�
–� �Die�Verbände�des�Deutschen�Beam-

tenbundes�(dbb)�mit�etwas�weniger�als�
1,3�Millionen�Mitgliedern�organisieren�

überwiegend�Beamte,�deren�Dienst-
verhältnisse�durch�Gesetz�geregelt�
werden.�Die�Tarifzuständigkeit�für�die�
rund�360.000�Arbeiter�und�Angestell-
ten�in�den�Verbänden�des�dbb�liegt�bei�
der�dbb�tarifunion,�die�seit�geraumer�
Zeit�in�Tarifgemeinschaft�mit�ver.di�ver-
handelt�und�abschließt.

� �Einige�der�zur�dbb�tarifunion�gehören-
den�Verbände�schließen�zugleich�ei-
genständige�Tarifverträge�ab;�dies�gilt�
unter�anderem�für�die�Gewerkschaft�
Deutscher�Lokomotivführer�(GDL).

–� �Die�Gewerkschaften�des�Christlichen�
Gewerkschaftsbundes� (CGB)� mit� –�
nach�eigenen�Angaben�–�280.000�Mit-
gliedern.

–� �Selbstständig,�unabhängig�von�Dach-
verbänden�existieren�zwölf�Vereinigun-
gen�mit�eigener�Tarifzuständigkeit;�sie�
vertreten�insgesamt�rund�270.000�Mit-
glieder.�Es�handelt�sich�in�der�Regel�um�
Berufsverbände,�die�sich�jeweils�aus�
Angehörigen�bestimmter�Berufe�zu-
sammensetzen.�Die�wichtigsten�sind:�

� ·� �der�Verband�der�angestellten�und�
beamteten� Ärztinnen� und� Ärzte�
Deutschlands� –� Marburger� Bund�
(MB)�mit�rund�11.000�Mitgliedern,�

� ·� �der�Deutsche�Journalisten-Verband�
(DJV)�mit�rund�40.000�Mitgliedern,

� ·� �der�Verband�angestellter�Akademi-
ker�und�leitender�Angestellter�der�
chemischen� Industrie� (VAA)� mit�
28.000�Mitgliedern,�

� ·� �die�Unabhängige�Flugbegleiter�Orga-
nisation�(UFO)�mit�8.100�Mitgliedern,�

� ·� �die�Vereinigung�Cockpit� (VC)�mit�
8.200�Mitgliedern�

� ·� ��und�die�Gewerkschaft�der�Flugsiche-
rung�(GdF)�mit�2.600�Mitgliedern,�
hervorgegangen�aus�dem�Verband�
deutscher�Flugleiter�und�dem�Ver-
band� Deutscher� Flugsicherungs-



6 Techniker�und�-Ingenieure,�die�sich�
2004�zusammengeschlossen�haben.�

Weltanschauliche�Differenzen,�die�frü-
her�im�Verhältnis�zwischen�den�Gewerk-
schaften�und�ihren�Dachverbänden�eine�
größere�Rolle�spielten,�sind�heute�zu-
rückgetreten.�Auch�der�CGB�bezieht�sei-
ne�Identität�kaum�noch�aus�der�christli-
chen�Botschaft,�mehr�dagegen�aus�der�
Konkurrenz�zum�DGB�und�seinen�Ge-
werkschaften.�Das�schließt�freilich�nicht�
aus,�dass�sowohl�der�CGB�als�auch�der�
dbb�traditionell�die�Nähe�zur�CDU/CSU�
pflegen,�die�DGB-Gewerkschaften�dage-
gen�mehrheitlich�sozialdemokratisch�ori-
entiert�sind.�
Auch�die�Trennung�von�Arbeitern�und�
Angestellten�und�die�darauf�fußende�ei-
genständige�organisatorische�Vertretung�
der�Angestellten�haben�an�Bedeutung�
verloren,�seitdem�die�Deutsche�Ange-
stelltengewerkschaft�(DAG)�2001�mit�vier�
DGB-Gewerkschaften�in�ver.di�aufgegan-
gen�ist.�
Wichtiger� erscheinen,�was� jedenfalls�
die�aktuellen�Konflikte�angeht,�die�un-
terschiedlichen�Organisationsprinzipien�
von�Berufsverbänden�auf�der�einen�und�
Branchengewerkschaften�auf�der�an-
deren�Seite.�Als�die�modernen�Gewerk-
schaften�mit�der�Industrialisierung�ent-
standen,�konstituierten�sie�sich�zunächst�
in�Anlehnung�an�die�Tradition�der�hand-
werklichen�Gesellenvereinigungen�als�
berufsbezogene�Organisationen.�Erst�
später�öffneten�sie�sich�zu�umfassenden�
Verbänden�aller�Beschäftigten�eines�Be-
triebes�und�eines�Wirtschaftszweiges.�
Nach�diesem�Modell�konstituierten�sich�
sodann�nach�dem�Zweiten�Weltkrieg�die�
Gewerkschaften�im�DGB.�
Die�damit�geschaffene�industriegewerk-
schaftliche�Einheit�ist�die�Antwort�auf�die-
selbe�soziale�Lage�aller,�die�im�gleichen�

Betrieb,�Unternehmen�und�Wirtschafts-
zweig� fremdbestimmte�Arbeit� leisten�
und�damit�in�sozialer�Abhängigkeit�von�
gleichen�Unternehmen,�Konzernen�und�
der�die�Branchenentwicklung�bestim-
menden�Kapitalgruppen�stehen.�Natür-
lich�spielen�die�unterschiedlichen�Berufe,�
ihre�Entwicklung�und�ihre�Perspektiven�
weiter�eine�wichtige,�möglicherweise�
sogar�wachsende�Rolle,�werden�jedoch�
durch�die�identische�Abhängigkeit�von�
den�gleichen�Unternehmern�und�Eigen-
tümern�überlagert.�
Demgegenüber�verstehen�sich�Berufs-
verbände�als�Interessenvertreter�allein�
der�Angehörigen�des�jeweiligen�Berufs.�
Die�Konzentration�auf�einen�oder�meh-
rere� unmittelbar� benachbarte� Berufe�
schafft�auf�der�einen�Seite�eine�oft�hohe�
Identifikation�mit�dem�Verband;�das�er-
klärt�auch�den�regelmäßigen�hohen�Or-
ganisationsgrad.�Auf�der�anderen�Seite�
erliegen�Berufsverbände�nicht�selten�der�
Versuchung,�die�eigene�Identität�auch�
durch�Abgrenzung�zu�anderen�Beschäf-
tigten�zu�definieren.�Als�etwa�der�Mar-
burger�Bund�den�Weg�zur�eigenständi-
gen�Tarifpolitik�einschlug,�geschah�das�
auch�mit�der�Begründung,�die�von�ver.�di�
durchgesetzte�Besserstellung�der�unte-
ren�Entgeltgruppen�nicht�mittragen�zu�
wollen;�man�müsse�sich�fragen,�so�der�
damalige�Vorsitzende�Montgomery,�«ob�
wir�wirklich�wieder�in�ein�solches�Soli-
daritätskorsett�zurück�wollen,�wie�wir�es�
jahrelang�an�der�Seite�von�ver.di�erduldet�
haben»�(Dt.�Ärzteblatt,�Jg.�103�[2006],�
Heft�34+35,�S.�2212).�Der�so�begründe-
te�Rückzug�auf�exklusive�Verfolgung�von�
Berufsinteressen�offenbart�eine�mitunter�
aufscheinende�Nähe�zur�Standespolitik.�
Zudem�bekennen�sich�die�DGB-Gewerk-
schaften�zum�politischen�Mandat.�Die�
Lage�und�die�Chancen�der�abhängig�Be-



7schäftigten�werden�nicht�allein�durch�
die�betriebliche�Entwicklung�und�durch�
gewerkschaftliche�Erfolge,�etwa�tarifpo-
litischer�Natur,�geprägt,�sondern�eben-
so�durch�politische�Weichenstellungen,�
staatliche�Gesetzgebung,�gesellschaft-
liche�Strömungen�und�Kräfteverhältnis-
se.�Darauf�im�Interesse�der�Beschäftig-
ten�–�nicht�allein�der�Mitglieder�–�Einfluss�
zu�nehmen�und�sich�auch�mit�gewerk-
schaftlichen�Mitteln�an�der�öffentlichen�
Auseinandersetzung�zu�beteiligen�gehört�
zur�gewerkschaftlichen�Aufgabe,�an�der�
sich�jedenfalls�die�DGB-Gewerkschaften�
messen�lassen�müssen.�Demgegenüber�
fördert�die�berufsbezogene�Interessen-
wahrnehmung,�zu�der�sich�Berufsver-
bände�verpflichtet�fühlen,�in�allgemei-
nen�gesellschaftlichen�Fragen�eher�eine�
unpolitische�Haltung.�Es�ist�kein�Zufall,�
dass�in�mehreren�Berufsverbänden�ein�
durchaus�konservatives�Gesellschafts-
bild�anzutreffen�ist,�das�oft�mit�der�Nähe�
zur�CDU�korrespondiert.�

Konkurrierende Tarifverträge 
Folgen�der�Gewerkschaftskonkurrenz�
sind�–�im�Sprachgebrauch�des�Gesetz-
entwurfs�–�kollidierende�Tarifverträge.�
Wenn�mehrere�Gewerkschaften�für�die-
selben�Berufsgruppen�und�Betriebe�zu-
ständig�sind�und�sich�nicht�auf�identische�
Forderungen�und�gemeinsame�oder�zu-
mindest�abgestimmte�Verhandlungen�
verständigen,�sind�Tarifverträge�mit�di-
vergierendem�Inhalt�möglich.�Dennoch�
war�dies�über�lange�Zeit�die�Ausnahme.�
In�der�Regel�können�sich�die�Beschäftig-
ten�einer�Branche�oder�eines�Berufs�auf�
einen�Tarifvertrag�oder�auf�Tarifverträ-
ge�mit�identischem�Inhalt�stützen.�Auch�
heute�noch�dominieren�die�Tarifverträge�
der�DGB-Gewerkschaften;�soweit�ande-
re�Gewerkschaften�im�gleichen�Sektor�

bzw.�Betrieb�aktiv�sind,�kooperieren�sie�
entweder�mit�der�zuständigen�DGB-Ge-
werkschaft�oder�sie�übernehmen�deren�
Tarifergebnisse�in�Anschlussverträgen.�
Beispiele�erfolgreicher�Kooperation�sind�
die�Tarifgemeinschaften�zwischen�ver.�di�
und�der�dbb�tarifunion�für�die�Tarifver-
handlungen�im�öffentlichen�Dienst�oder�
zwischen� der� Fachgruppe� Journalis-
mus�in�ver.di�mit�dem�DJV.�Desgleichen�
kommt�es�bei�branchenübergreifenden�
Verträgen�zu�Tarifgemeinschaften�zwi-
schen�DGB-Gewerkschaften.�

Unterbietungskonkurrenz
Soweit�trotzdem�konkurrierende�Gewerk-
schaften�mit�unterschiedlichen�Forde-
rungen�auf�den�Plan�treten,�ist�hinsicht-
lich�der� tarifvertraglichen�Zielsetzung�
zwischen�Unterbietungs-�und�Überbie-
tungskonkurrenz�zu�unterscheiden.�
Mit�Abstand�größere�praktische�Bedeu-
tung�hat�der�Unterbietungswettbewerb.�
Er�richtet�sich�typischerweise�gegen�das�
von�den�DGB-Gewerkschaften�durchge-
setzte�Tarifniveau.�Diese�unappetitliche�
Seite�gewerkschaftlicher�Konkurrenz�hat�
eine�lange�Tradition.�Schon�immer�gab�es�
Verbände,�die�sich�dazu�hergaben,�beste-
hende�Tarifregelungen�zu�unterschrei-
ten.�Lange�Zeit�bedienten�sich�einzelne�
Unternehmer�und�Konzerne�sogenannter�
gelber�Verbände,�die�sie�selbst�gegrün-
det�und�finanziert�haben,�um�die�freien�
Gewerkschaften�fernzuhalten.�Heute�bie-
ten�sich�immer�wieder�die�Verbände�des�
CGB�an,�um�die�bestehenden�Branchen-
tarifverträge�zu�unterlaufen.�Für�bundes-
weites�Aufsehen�sorgte�der�Fall�Jenoptik.�
Um�den�im�Betrieb�geltenden�Verbands-
tarifvertrag�der�IG�Metall�abzuschütteln,�
schloss� das� Unternehmen� einen� Fir-
mentarifvertrag�mit�der�Christlichen�Ge-
werkschaft�Metall�(CGM)�zu�Niedrigst-



8 bedingungen.�Das�Bundesarbeitsgericht�
(BAG)�hat�getreu�seiner�früheren�Ein-
heitsrechtsprechung�den�Firmentarifver-
trag�der�CGM�als�den�spezielleren�für�al-
lein�anwendbar�erklärt,�nachdem�es�der�
hinsichtlich�Mitgliederstärke�und�Durch-
setzungsvermögen�zwielichtigen�Orga-
nisation�die�Tariffähigkeit�zuerkannt�hat-
te.�Die�Folge:�Der�Branchentarifvertrag�
der�IG�Metall�verlor�in�den�Betrieben�von�
Jenoptik�seine�rechtliche�Wirksamkeit,�
die�Mitglieder�der�IG�Metall�wurden�tarif-
los�gestellt.�Dieser�Fall�war�nicht�der�ein-
zige,�in�dem�die�Einheitsrechtsprechung�
bewirkte,�dass�Dumpingverträge�den�Zu-
schlag�erhielten.�
Ein�anderes�Beispiel�betrifft�die�Leihar-
beiter.�Als�2004�das�neue�Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz�(AÜG)�in�Kraft�trat,�
hatte�sich�bereits�eine�Tarifgemeinschaft�
Christlicher�Gewerkschaften�für�Zeitar-
beit� und� Personal-Service-Agenturen�
(CGZP)�im�CGB�gebildet,�die�im�Verein�
mit�zwei�zuständigen�Arbeitgeberver-
bänden�Tarifverträge�auf�niedrigstem�Ni-
veau�abschloss.�Zum�näheren�Verständ-
nis�sei�daran�erinnert,�dass�nach�§§�3,�9�
AÜG�Leiharbeiter�Anspruch�auf�die�im�
Einsatzbetrieb�für�vergleichbare�Arbeit-
nehmer� «geltenden�wesentlichen�Ar-
beitsbedingungen� einschließlich� des�
Arbeitsentgelts»�haben.�Davon�kann�al-
lerdings�zulasten�der�Leiharbeiter�durch�
Tarifvertrag�abgewichen�werden.�Genau�
dies�war�der�Zweck�der�von�der�CGZP�
angedienten�und�abgeschlossenen�Ta-
rifverträge.�Schlimmer�noch:�Sie�schlos-
sen�nicht�nur�den�gesetzlichen�Anspruch�
auf�Gleichbehandlung�für�die�unmittelbar�
Tarifgebundenen�aus;�vielmehr�brach-
ten�sie�alle�Arbeitnehmer�im�Geltungs-
bereich�der�«christlichen»�Tarifverträge�
um�ihre�gesetzlichen�Ansprüche,�auch�
die�Nichtmitglieder,�soweit�nur�im�Ar-

beitsvertrag�auf�die�jeweiligen�Tarifver-
träge�verwiesen�worden�war.�So�lag�das�
Monatsbruttoentgelt�der�Leiharbeitneh-
mer�im�Durchschnitt�um�36�bis�45�Pro-
zent�unter�dem�der�jeweiligen�Stamm-
belegschaft.�Die�mittelbare�Folge�war�
überdies,�dass�auch�die�DGB-Gewerk-
schaften,�die�bereits�in�Verhandlungen�
mit�einem�weiteren�Arbeitgeberverband�
der�Zeitarbeit�einen�wesentlich�besse-
ren�Stand�erreicht�hatten,�auf�ein�niedri-
geres�Niveau�zurückgeworfen�wurden;�
ihr�Partner�sah�sich�außerstande,�seinen�
Mitgliedsfirmen�deutlich�höhere�Kosten�
zuzumuten,�als�sie�deren�Konkurrenten�
aufgrund�des�«christlichen»�Tarifvertrags�
zu�tragen�hatten.�
Ein�anderes�Beispiel�setzte�wenig�spä-
ter�die�PIN�AG,�indem�sie�durch�leitende�
Angestellte�einen�eigenen�Verband,�die�
Gewerkschaft�der�Neuen�Brief-�und�Zu-
stelldienste�(GNBZ)�gründen�ließ,�um�den�
nach�dem�Arbeitnehmerentsendegesetz�
für�allgemein�verbindlich�erklärten�Post-
mindestlohn�zu�unterlaufen.�
Beiden�Organisationen,�der�CGZP�so-
wie�der�GNBZ,�haben�die�Arbeitsgerich-
te�später�zu�Recht�die�Tariffähigkeit�ab-
erkannt.�Doch�inzwischen�hatten�sie�viel�
Unheil�angerichtet;�so�sind�über�die�Jah-
re�bis�zur�Entscheidung�des�BAG�über�die�
Tarifunfähigkeit�der�CGZP�Hunderttau-
sende�Leiharbeiter�um�ihren�gesetzlichen�
Lohn�geprellt�worden;�nur�wenige�haben�
die�Differenz�später�geltend�gemacht.�

Überbietungskonkurrenz
Im�Unterschied�zum�Tarifdumping�spielt�
Überbietungskonkurrenz�in�der�Praxis�
eine�untergeordnete�Rolle.�Das�wider-
spricht�zwar�der�aufgeregten�öffentlichen�
Wahrnehmung�unserer�Tage.�Seitdem�ei-
nige�Berufsverbände�eigenständige�Ta-
rifpolitik�betreiben�und�zu�Streiks�und�
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aufrufen,�zeichnen�Politik�und�veröffent-
lichte�Meinung�das�Bild�einer�Zerstörung�
der�bisher�stabilen�Tarifordnung�durch�
den�Wilden�Westen�von�Tarifvielfalt�und�
egoistischer,�ja�rücksichtsloser�Interes-
senverfolgung.�Von�«Balkanisierung�der�
Tariflandschaft»�ist�die�Rede.�
Doch�dieses�Bild�hat�mit�der�Praxis�we-
nig�gemein.� In�den� letzten�15�Jahren�
sind�sechs�Berufsverbände�mit�dem�An-
spruch�auf�eigenständige�Tarifpolitik�her-
vorgetreten.�Eine�dieser�Vereinigungen,�
der�Verband�angestellter�Akademiker�
und�leitender�Angestellter�in�der�chemi-
schen�Industrie�(VAA)�muss�im�vorliegen-
den�Zusammenhang�aus�der�Betrach-
tung�ausscheiden.�Er�verließ�1997�die�
langjährige�Tarifgemeinschaft�mit�der�
DGB-Gewerkschaft�Chemie,�Papier,�Kera-
mik�(heute:�BCE).�Nicht�etwa�weil�er�den�
Ehrgeiz�hatte,�die�Tarifpolitik�der�IG�Che-
mie�zu�überholen.�Umgekehrt�fühlte�er�
sich�von�der�tarifunwilligen�Arbeitgeber-
seite�zu�Konzessionen�gedrängt,�die�die�
IG�Chemie�nicht�mittragen�wollte.�In�der�
Folgezeit�vereinbarte�er�Verschlechterun-
gen�der�bislang�geltenden�Regelung,�um�
zu�verhindern,�dass�das�von�ihm�verant-
wortete�Tarifwerk�für�leitende�Angestellte�
gänzlich�infrage�gestellt�wurde.�
Dagegen�stand�die�Verselbstständigung�
der�übrigen�fünf�Verbände�durchaus�im�
Zeichen�einer�offensiven�Tarifpolitik.�Un-
ter�ihnen�standen�vier�Verbände�zuvor�in�
engen�Kooperationsverhältnissen�zur�je-
weils�zuständigen�DGB-Gewerkschaft�
bzw.�zur�DAG.�
(1)�So�verließ�1999,�im�Vorfeld�der�ver.di-
Gründung,�die�VC�die�Tarifgemeinschaft�
mit�der�DAG,�um�fortan�die�Tarifbedin-
gungen�seiner�Mitglieder�selbstständig�
zu�gestalten.�Der�Arbeitgeber,�die�Luft-
hansa,�zögerte�übrigens�nicht,�den�VC�als�

Tarifpartei�anzuerkennen,�offenkundig�in�
der�Erwartung,�aus�der�Gewerkschafts-
konkurrenz�Nutzen�zu�ziehen.�
(2)�Im�Jahre�2001�endete�das�Bündnis�
der� Eisenbahner� zwischen� der� DGB-
Gewerkschaft� Transnet� und� den� bei-
den�zuständigen�Verbänden�im�dbb:�der�
Gewerkschaft�Deutscher�Bundesbahn-
beamter�und�Anwärter�(GDBA)�und�der�
Gewerkschaft�Deutscher�Lokomotivfüh-
rer�(GDL).�Für�die�beiden�letztgenannten�
Beamtengewerkschaften�war�mit�der�Pri-
vatisierung�der�Bundesbahn�die�Tarifpo-
litik�für�die�wachsende�Zahl�der�tarifbe-
schäftigten�Arbeiter�und�Angestellten�in�
den�Vordergrund�getreten.�Das�Bündnis�
zwischen�den�drei�Gewerkschaften�dien-
te�vor�allem�dem�gemeinsamen�Ziel,�die�
Beschäftigung�der�von�der�Privatisierung�
bedrohten�Eisenbahner�zu�sichern.�Als�
die�Gewerkschaft�Transnet�2001�die�Fort-
setzung�und�Vertiefung�des�Bündnisses�
anbot,�schlug�dies�der�GDL-Vorstand�in�
Sorge�um�sein�eigenes�Profil�aus.�
(3)�Im�Jahre�2002�schied�der�Verband�
der�deutschen�Flugleiter�(VdF),�einer�der�
beiden�Vorläuferorganisationen�der�heu-
tigen�Gewerkschaft�der�Flugsicherung�
(GdF),�aus�der�ehemals�mit�der�DAG�be-
stehenden,�seit�2001�auf�ver.di�überge-
gangenen�Tarifgemeinschaft�aus.�
(4)�Im�Jahr�2005�endete�die�Tarifgemein-
schaft�zwischen�dem�Marburger�Bund�
und�ver.di,�die�auf�eine� lange�Vorge-
schichte�der�tarifpolitischen�Zusammen-
arbeit�mit�der�DAG�und,�mit�Unterbre-
chungen,�der�ÖTV�zurückblicken�konnte.�
Sie�scheiterte�an�der�von�ver.di�verhan-
delten�und�vereinbarten�Ablösung�des�
Bundes-Angestelltentarifvertrags�(BAT)�
durch�den�Tarifvertrag�für�den�öffentli-
chen�Dienst�(TVöD),�von�dem�die�ange-
stellten�Klinikärzte�Verschlechterungen�
befürchteten.�



10 (5)�Schließlich�entschied�sich�nach�dem�
Vorbild�der�Piloten� im�gleichen� Jahr,�
1999,�die�Unabhängige�Flugbegleiter�
Organisation�(UFO)�für�eine�eigenstän-
dige�Tarifpolitik.�Die�UFO�war�erst�1992�
gegründet�worden;�es�handelt�sich�um�
die�einzige�relevante�Neugründung.�Im�
Jahr�1999�wandelte�sie�sich�durch�Sat-
zungsänderung�vom�Berufsverband�in�
eine�Gewerkschaft.�Abermals�zögerte�die�
Lufthansa�nicht,�sie�als�Tarifpartei�anzu-
erkennen,�auch�hier�in�der�Hoffnung�auf�
konkurrenzbedingte�Schwächung�der�
Gewerkschaftsseite.�

Die�Sezession�und�tarifpolitische�Ver-
selbstständigung�der�vorgenannten�fünf�
Verbände�war�kein�Zufall.�Zum�einen�
handelt�es�sich�um�jeweils�qualifizierte�
Berufe�mit�nicht�geringem�Sozialpresti-
ge,�die�in�ehemals�staatlichen�bzw.�kom-
munalen,�inzwischen�privatisierten�oder�
zur�Privatisierung�ausgewiesenen�Un-
ternehmen�arbeiten.�Der�mit�der�Privati-
sierung�verbundene�Kostendruck�macht�
auch�vor�den�Arbeitsbedingungen�die-
ser�–�überwiegend�gehobenen�–�Berufe�
nicht�halt.�Wie�im�Brennglas�zeigt�sich�
dies�an�der�Situation�der�angestellten�Kli-
nikärzte,�deren�Arbeitsbedingungen�und�
beruflichen�Perspektiven�durch�Kosten-
deckelung,�Fallpauschale�und�reduzier-
te�Ausweichoptionen�empfindlich�be-
einträchtigt�sind;�sowohl�die�Karriere�im�
Krankenhaus�als�auch�die�Niederlassung�
als�freipraktizierender�Arzt�stoßen�auf�en-
ger�gewordene�Grenzen.�Dass�dies�unter�
selbstbewussten,�von�Berufsstolz�und�
-ethos�geprägten�Berufen�und�ihren�Ver-
bänden�Widerständigkeit�weckt,�sollte�
nicht�wundern.�
Zum�anderen�hatten�Arbeitslosigkeit�und�
Deregulierung�in�den�bisher�verbündeten�
DGB-Gewerkschaften�ihre�Spuren�hinter-

lassen.�Verminderte�gewerkschaftliche�
Durchsetzungskraft�führte�zu�Beginn�die-
ses�Jahrhunderts�über�mehrere�Jahre�zu�
einer�wenig�erfolgreichen�Tarifpolitik�mit�
insgesamt�negativer�Verteilungsbilanz.�
So�lag�es�nahe,�dass�die�hier�in�Rede�ste-
henden�gut�organisierten�Berufsverbän-
de�mit�selbstbewusster�Mitgliedschaft�
meinten,�auf�sich�allein�gestellt�besser�
zu�fahren.�Allerdings�ist�diese�Rechnung�
nicht�überall�aufgegangen.�
–� �Die�UFO�scheiterte�in�ihrem�Bestre-

ben,�besser�als�ver.di�abzuschließen.�
Im�Gegenteil,�zum�Auftakt�gestand�sie�
der�Lufthansa�im�Zusammenhang�mit�
der�Neuordnung�im�Konzern�Konzessi-
onen�zulasten�ihrer�Mitglieder�zu.�Der�
zum�Ausgleich�für�diesen�Misserfolg�in�
der�Tarifrunde�2008/2009�angekündig-
te�Sprung�nach�vorn�führte�gleichfalls�
zu�keinem�besseren�Ergebnis,�das�et-
wa�ver.di�in�den�Schatten�gestellt�hätte.�

–� �Die�Fluglotsengewerkschaft�GdF�be-
wegt�sich,�jedenfalls�was�ihren�Kern�
angeht,�im�Grunde�außer�Konkurrenz.�
Sie�ist�für�die�Fluglotsen�als�einzige�
Gewerkschaft�aktiv,�was�ihr�auch�von�
ver.di�nicht�streitig�gemacht�wird.�Sie�
weist�damit�Parallelen�zu�einigen�ande-
ren�Berufsverbänden�auf:�Die�Gewerk-
schaft�der�Orchestermusiker� etwa,�
die�Deutsche�Orchestervereinigung�
(DOV),�blickt�gleichfalls�auf�eine�un-
angefochtene�erfolgreiche�Tarifpolitik�
zurück,�ohne�sich�der�Konkurrenz�von�
ver.di�erwehren�zu�müssen.

� �Konstellationen�dieser�Art�lassen�sich�
daher�nicht�als�Beispiele�von�Überbie-
tungskonkurrenz�einordnen.�

–� �Lediglich�drei�Berufsgewerkschaften�
erzielten�punktuelle�Erfolge,�die�sich�
von�den�Tarifergebnissen�der�jeweils�
zuständigen�DGB-Gewerkschaft�ab-
hoben:�



11·� �Nach�einem�ersten�erfolglosen�Anlauf�
im�Jahre�2002�setzte�sich�die�GDL�in�
der�Tarifrunde�2007�mit�ihrer�Forderung�
nach�einem�eigenen�Tarifvertrag�für�die�
Lokführer�durch�und�erstreikte�ein�deut-
lich�besseres�Ergebnis,�als�die�beiden�
anderen�Gewerkschaften,�Transnet�und�
GDBA,�zuvor�abgeschlossen�hatten.�
Mit�ihrer�Forderung,�für�das�gesamte�
fahrende�Zugpersonal�zu�verhandeln�–�
ein�Anspruch,�den�die�GDL�schon�2002�
geltend�gemacht�hatte�–�konnte�sie�sich�
freilich�nicht�durchsetzen.�

·� �Die�VC�lehnte�in�der�Tarifrunde�2001�
die�seinerzeit�von�ver.di�erzielte�Ent-
gelterhöhung�um�3,5�Prozent�ab�und�
erreichte�auf�der�Grundlage�mehrerer�
Streiks�–�unter�der�Schlichtung�von�
Hans-Dietrich�Genscher�–�lineare�und�
strukturelle�Verbesserungen�im�zwei-
stelligen�Bereich.�

·� �Der�Marburger�Bund�schließlich�setz-
te� sich� 2006� nach� Ablehnung� des�
TVöD�mit�seinem�Verlangen�nach�ei-
nem�eigenständigen�Tarifvertrag�für�
angestellte�Ärzte�durch,�der�die�be-
fürchteten�Einkommenseinbußen,�ins-
besondere�nach�langjähriger�Tätigkeit,�
verhinderte;�in�der�umstrittenen�Frage�
von�Arbeitszeit�und�Bereitschaftsdienst�
erreichte�freilich�der�MB�trotz�Streiks�
keine�wesentliche�Verbesserung.�

Für�alle�diese�Tarifbereiche�gilt,�dass�die�
Arbeitgeber�die�verbesserten�Sparten-
ergebnisse� auf� sämtliche� Arbeitsver-
hältnisse�übertragen�haben,�im�Falle�der�
Bahn�zugleich�aufgrund�tarifvertraglicher�
Absprache�mit�den�beiden�anderen�Ge-
werkschaften.�
Das�also�–�drei�punktuelle�Erfolge�strei-
kender�Berufsverbände�–�ist�das�Ergeb-
nis�der�angeblich�ins�Kraut�schießenden�

Überbietungskonkurrenz.�In�diesen�drei�
Tarifwerken�manifestiert�sich�die�immer�
wieder�beschworene�«Balkanisierung»�
der�Tarifordnung,�die�nunmehr�auch�den�
Gesetzgeber�auf�den�Plan�gerufen�hat.�
Weitere�Verbände,�von�denen�Überbie-
tungswettbewerb�ausgehen�könnte,�sind�
entweder�nicht�in�Sicht�oder,�soweit�vor-
handen,�am�Überbietungswettbewerb�
unbeteiligt.� Auch� ist� für� erfolgreiche�
Neugründungen�mit�entsprechendem�
Durchsetzungspotenzial�die�berufliche�
und�soziale�Grundlage�nicht�erkennbar.�
Die�Entstehung�stabiler�überbetrieblicher�
Verbände�und�die�für�die�Zuerkennung�
der�Tariffähigkeit�geforderte�Mitglieder-
stärke�und�organisatorische�Leistungs-
fähigkeit� haben� so� viele� Hürden� zu�
überwinden,�dass�weitere�Gründungen�
unwahrscheinlich�sind.�
Ein�mitunter�verschämt�verschwiegenes�
Thema�ist�bei�Betrachtung�des�Überbie-
tungswettbewerbs�noch�zu�erwähnen:�
die�zunehmende�Konkurrenz�unter�den�
DGB-Gewerkschaften.�Zum�einen�sind�
die�satzungsrechtlichen�Zuständigkei-
ten�nicht�immer�eindeutig�und�nicht�ohne�
Überschneidungen.�Zum�anderen�bewir-
ken�Konzern-�und�Branchenentwicklun-
gen,�dass�einige�Grenzen�fließend�wer-
den.�Zwar�sieht�der�DGB�für�solche�Fälle�
ein�Schiedsverfahren�mit�verbindlichen,�
auch�die�Gerichte�bindenden�Entschei-
dungen�vor.�Das�hindert�die�Gewerk-
schaften�jedoch�nicht,�vor�und�unabhän-
gig�von�einer�Schlichtung�bereits�Fakten�
zu�setzen,�auch�durch�Abschluss�eigener�
Tarifverträge,�die,�wenn�sie�denn�werbe-
wirksam�sein�sollen,�vom�Ehrgeiz�getra-
gen�sind,�sich�von�den�Tarifverträgen�der�
Konkurrenzgewerkschaften�nach�oben�
abzusetzen.�
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Dass�der�Gesetzgeber�sich�anheischig�
macht,�für�die�vorstehend�beschriebenen�
Fälle�des�Gewerkschaftspluralismus�und�
daraus�folgender�konkurrierender�Tarif-
verträge�eine�vom�bestehenden�Recht�
abweichende�Lösung�vorzuschreiben,�
ist�–�so�wird�verbreitet�–�durch�eine�Ände-
rung�in�der�Rechtsprechung�veranlasst.�
Da�sind�Zweifel�angebracht;�immerhin�
haben�die�Arbeitgeberverbände�ihre�Ini-
tiative�zur�Streikeinschränkung�im�Allge-
meinen�und�zur�Disziplinierung�aufmüp-
figer�Berufsverbände� im�Besonderen�
lange�vor�und�unabhängig�von�der�neuen�
Rechtsprechung�gestartet.�
Richtig�ist�allerdings,�dass�die�Arbeitsge-
richte�lange�Zeit�beim�Abschluss�unter-
schiedlicher�Tarifverträge�nicht�etwa�bei-
de�Verträge�gelten�ließen,�sondern�sich�
zum�Prinzip�der�Tarifeinheit�bekannten:�
Nur�ein�Tarifvertrag�sollte�anwendbar�
sein,�und�zwar�grundsätzlich�der�spezi-
ellere,�also�der,�der�den�«Erfordernissen�
und�Eigenarten�des�betreffenden�Be-
triebes�und�der�von�diesem�beschäftig-
ten�Arbeitnehmern�am�besten�gerecht�
wird».�In�diesem�Zusammenhang�ist�ein�
kurzer�Ausflug�ins�Arbeitsrecht�nicht�zu�
vermeiden.�Die�Juristen�unterscheiden�
zwischen�Tarifkonkurrenz und Tarifplura-
lität. 
Tarifkonkurrenz� im� arbeitsrechtlichen�
Sinne�zeichnet�sich�dadurch�aus,�dass�
in�demselben�Arbeitsverhältnis�unter-
schiedliche�Tarifverträge�aufeinander-
stoßen.� Dies� kann� geschehen,� wenn�
zum�Beispiel�der�Vertragspartner�der�di-
vergierenden�Tarifverträge�auf�Arbeit-
nehmerseite� dieselbe� Gewerkschaft�
ist.�Ein�nicht�seltener�Fall�betrifft�Sanie-
rungstarifverträge�für�einzelne�Betriebe,�
die�kraft�Verbandsmitgliedschaft�des�Ar-

beitgebers�zugleich�dem�Flächentarifver-
trag�unterworfen�sind.�Schließt�dieselbe�
Gewerkschaft�zusätzlich�einen�Firmen-
tarifvertrag�mit�vorübergehendem�Ab-
bau�tarifvertraglicher�Leistungen,�sind�
für�die�Arbeitsverhältnisse�der�Gewerk-
schaftsmitglieder�in�diesem�Betrieb�zwei�
unterschiedliche�Tarifverträge�anwend-
bar,�die�sich�inhaltlich�ausschließen.�Zur�
Lösung�dieser�und�ähnlicher�Fälle�hat�
sich�der�Spezialitätsgrundsatz�durch-
gesetzt:�Allein�der�speziellere�Tarifver-
trag�ist�anwendbar,�was�im�Beispiel�des�
Sanierungstarifvertrags�ja�auch�dem�er-
klärten�Willen�der�Tarifvertragsparteien�
entspricht�–�der�Firmentarifvertrag�soll�
ja�Dispens�von�dem�höheren�Niveau�des�
Branchentarifvertrags�geben.�
Dagegen�sind�sämtliche�der�oben�aus-
gebreiteten�Fälle�der�Gewerkschaftskon-
kurrenz�und�der�dadurch�verursachten�
Tarifvielfalt�solche�der�Tarifpluralität. Sie�
zeichnet�sich�dadurch�aus,�dass�auf�Ar-
beitnehmerseite�mehrere�Gewerkschaf-
ten�im�Spiel�sind.�Diese�und�nur�diese�
Fälle�hat�der�Gesetzgeber�im�Visier.�
Lange�Zeit�hatten�die�Arbeitsgerichte�
auch�in�dieser�Konstellation�nach�den-
selben�Regeln�entschieden�wie�in�der�
der�Tarifkonkurrenz:�Nur�ein�Tarifvertrag�
sollte�gelten,�der�andere�unanwendbar�
bleiben.�
Doch� Gründe� der� Logik� und� Wider-
spruchsfreiheit�erzwingen�solches�nicht.�
Tarifpluralität�besteht�ja�nur�dann,�wenn�
verschiedene�Gewerkschaften�auftreten�
und�unterschiedliche�Tarifverträge�ab-
schließen,�an�die�der�Arbeitgeber�gebun-
den�ist.�Dies�kann�geschehen,�wenn�er�
selbst�mit�mehreren�Gewerkschaften�ab-
schließt�oder�wenn�er�als�Verbandsmit-
glied�an�den�Flächentarifvertrag�der�Ge-
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einen�Firmentarifvertrag�mit�Gewerk-
schaft�B�eingegangen�ist.�In�all�diesen�
und�ähnlichen�Varianten�treffen�die�di-
vergierenden�Tarifverträge�nicht�in�dem-
selben�Arbeitsverhältnis�zusammen;�die�
Tarifverträge�gelten�vielmehr�nur�für�die�
jeweiligen�Mitglieder�der�vertragsschlie-
ßenden�Gewerkschaften.�Der�Gesetzent-
wurf�spricht�von�«Tarifkollisionen»�und�
«kollidierenden�Tarifverträgen».�Das�ist�
irreführend.�Richtiger�sollte�man�von�ei-
nem�tarifvertraglichen�Nebeneinander�
sprechen.�Die�Tarifverträge�lassen�sich�
durchaus�widerspruchsfrei�nebeneinan-
der�anwenden.�

Das�entspricht�sogar�dem�ausdrückli-
chen�Willen�des�Tarifvertragsgesetzes�
(TVG).�Nach�§�3�Absatz�1�sind�«tarifge-
bunden�[…]�die�Mitglieder�der�Tarifver-
tragsparteien».�In�§�4�Absatz�1�TVG�heißt�
es:�«Die�Rechtsnorm�des�Tarifvertrags,�
die�den�Inhalt,�den�Abschluss�oder�die�
Beendigung�von�Arbeitsverhältnissen�
ordnen,�gelten�unmittelbar�und�zwin-
gend�zwischen�den�beiderseits�Tarifge-
bundenen,�die�unter�den�Geltungsbe-
reich�des�Tarifvertrags�fallen.»�Nach�der�
gesetzlichen�Lösung�würde�also�der�GDL-
Tarifvertrag�für�die�Zugbegleiter�gelten,�
die�Mitglieder�der�GDL�sind,�der�EVG-Ta-
rifvertrag�für�die�Mitglieder�der�EVG.

… UND IHRE ÄNDERUNG

Dieser�gesetzlichen�Lösung�ist,�wie�dar-
gelegt,�die�Rechtsprechung�lange�Zeit�
nicht�gefolgt.�Das�BAG�hatte�aus�Grün-
den�der�Praktikabilität,�der�Rechtssicher-
heit�und�Rechtsklarheit�nur�einen�Tarifver-
trag,�den�spezielleren,�gelten�lassen.�Der�
Vollständigkeit�halber�sei�hinzugefügt,�
dass�die�Rechtsprechung�das�Streikrecht�
nicht�angetastet�hat.�Auch�die�Gewerk-
schaft,�deren�Tarifvertrag�aufgrund�des�
Spezialitätsgrundsatzes�verdrängt�wür-
de,�war�nicht�gehindert,�für�die�Durchset-
zung�dieses�Tarifvertrags�zu�streiken.�
Die�gerichtlich�dekretierte�Tarifeinheit�
befand�sich�ursprünglich�in�Einklang�mit�
der�sozialen�und�betrieblichen�Realität.�
Mit�Gründung�der�DGB-Gewerkschaften�
und�ihrer�Dominanz�fand�der�Grundsatz�
«ein�Betrieb�–�eine�Gewerkschaft�–�ein�
Tarifvertrag»�allgemeine�Anerkennung.�
In�Zeiten�der�Prosperität�nach�dem�Zwei-
ten�Weltkrieg�fielen�Gewerkschafts-�und�
Tarifkonkurrenzen�kaum� ins�Gewicht.�

Die�DGB-Gewerkschaften�bestimmten�
die�Leitwährung,�die�benachbarten�oder�
konkurrierenden�Gewerkschaften�folg-
ten�und�übernahmen�die�durchgesetzten�
Ergebnisse,�sofern�sie�nicht�von�vornhe-
rein�in�Tarifgemeinschaften�am�Vertrags-
schluss�beteiligt�waren.�Die�Arbeitgeber�
respektierten�die�Tarifergebnisse;�ihre�
Verbände�waren�noch�intakt;�die�Tarif-
flucht�spielte�keine�Rolle.�Auf�der�Grund-
lage�dieses�Konsenses�wurde�das�Prinzip�
«ein�Betrieb�–�eine�Gewerkschaft�–�ein�Ta-
rifvertrag»�nicht�infrage�gestellt.�
Doch�dieser�soziale�und�tarifpolitische�
Konsens�besteht�nicht�mehr.�Seit�gerau-
mer�Zeit�suchen�sich�Unternehmer�der�
Tarifbindung�zu�entziehen.�Damit�wur-
de�eine�wesentliche�Grundlage�–�die�all-
gemeine� Akzeptanz� tarifvertraglicher�
Bindung�–�erschüttert.�Als�sich�sodann�
seit�der�Jahrhundertwende�abzeichne-
te,�dass�mit�der�tarifpolitischen�Sezessi-
on�der�Berufsverbände�im�Verkehrs-�und�
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ARBEITGEBER DRÄNGEN AUF GESETZLICHE 
TARIFEINHEIT

Noch�bevor�das�BAG�das�Prinzip�der�Ta-
rifeinheit,�wie�angekündigt,�offiziell�und�
endgültig�verabschiedet�hatte,�dräng-
ten�die�Arbeitgeber�auf�eine�gesetzliche�
Verankerung.�Zunächst�gelang�es�ihnen,�
auch�den�DGB�ins�Boot�zu�holen.�Der�
Coup�konnte�nicht�zuletzt�deshalb�gelin-
gen,�da�die�Tarifeinheit�dem�industriege-
werkschaftlichen�Selbstverständnis�der�
DGB-Gewerkschaften� entsprach� und�
stets�verteidigt�worden�war.�Sogar�DIE�
LINKE�signalisierte�zunächst�Unterstüt-
zung.�Doch�dieser�klassenübergreifende�
Konsens�währte�nicht�lange.�Als�sich�die�
Einsicht�durchsetzte,�um�welchen�Preis�
die�gesetzliche�Tarifeinheit�erreicht�wer-
den�sollte,�kehrte�zunächst�DIE�LINKE�
dem�Vorhaben�den�Rücken.�Später�ver-
ließen�auch�ver.di�und�mit�ihr�der�DGB�die�
Initiative.�
Der�Gesetzentwurf�der�Verbände�hatte�
einen�doppelten�Inhalt:�

–� �Erstens�sollte�im�Falle�verschiedener�
Tarifverträge�konkurrierender�Gewerk-
schaften�allein�der� Tarifvertrag�an-
wendbar�sein,�der�im�Betrieb�«die�grö-
ßere�Arbeitnehmerzahl�[…]�erfasst».�

–� �Zweitens�sollte�sich�die�Friedenspflicht�
aus�dem�allein�anwendbaren�Tarifver-
trag�auch�auf�die�konkurrierenden�Ta-
rifverträge�erstrecken.�

Damit�nahm�der�Entwurf�nicht�nur�der�
mitgliederschwächeren�Gewerkschaft�
das� verfassungsrechtlich� verbürgte�
Recht,�die�Arbeitsbedingungen�ihrer�Mit-
glieder�autonom�und�rechtsverbindlich�
zu�vereinbaren;�zugleich�sollte�die�un-
terlegene�Gewerkschaft�auch�noch�dem�
Diktat�einer�fremdgesetzten�Friedens-
pflicht�unterworfen�werden.�Der�Entwurf�
zielte�also�darauf�ab,�die�Tarifautonomie�
und�das�Streikrecht�der�Minderheitsge-
werkschaft�zu�beseitigen.�Die�damit�ge-
gebene�Verfassungswidrigkeit� lag�auf�

Gesundheitswesen�die�einheitsstiften-
de�Kraft�der�DGB-Tarifverträge�nachließ,�
wurde�die�Rechtsprechung�auch�für�das�
BAG�zum�Problem.�Einige�Landesarbeits-
gerichte�hatten�inzwischen�die�Gefolg-
schaft�verweigert.�In�der�Arbeitsrechts-
wissenschaft�war�die�Übertragung�der�
Prinzipien�der�Tarifkonkurrenz�auf�die�völ-
lig�anders�gelagerten�Probleme�der�Tarif-
pluralität�schon�immer�auf�heftige�Kritik�
gestoßen.�Mit�Entscheidung�vom�7.�Juli�
2010�gab�das�BAG�sodann�seine�Recht-
sprechung�auf,�nachdem�der�zuständige�
Senat�seine�Absicht�schon�lange�zuvor�
angekündigt�hatte.�Das�Gericht�begrün-
dete�den�Rechtsprechungswandel�so-

wohl�mit�dem�Tarifvertragsgesetz,�nach�
dem�die�Tarifverträge�jeweils�für�die�Mit-
glieder� der� vertragsschließenden� Ge-
werkschaft�gelten,�als�auch�mit�der�ver-
fassungsrechtlichen�Erwägung,�dass�die�
Einheitsrechtsprechung�die�Koalitions-
freiheit�der�benachteiligten�Gewerkschaft�
verletzt.�Wenn�die�von�dieser�abgeschlos-
senen�Tarifverträge�nicht�mehr�anwend-
bar�sind�und�ihre�Mitglieder�demzufolge�
ihren�tarifvertraglichen�Schutz�verlieren,�
ist�Mitgliedern�und�Gewerkschaft�ein�we-
sentliches�Element�ihrer�Verbandsbetäti-
gung�genommen,�nämlich�das�Recht,�die�
Arbeitsbedingungen�mit�kollektivvertrag-
licher�Verbindlichkeit�zu�regeln.�
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lungnahmen�und�Gutachten�bestätigt.�
Die�doppelte�Stoßrichtung�–�Aushebe-
lung�des�Tarifvertrags�und�des�Streik-
rechts�–�war�aus�der�Sicht�der�Arbeitgeber�
nicht�etwa�ein�Zufallsprodukt�politischen�
Überschwangs,�nach�dem�Motto:�Wenn�
schon,�denn�schon!�Nein,�das�eigentli-
che�Ziel�der�Arbeitgeber�war�und�ist�das�
Streikverbot;�die�Tarifeinheit�dient�ledig-
lich�als�Vehikel�dazu.�Demzufolge�fehlte�
es�in�der�Folgezeit�nicht�an�Stimmen�von�
konservativer�Seite�in�Wissenschaft�und�
Politik,�die�Verbindung�von�Tarifeinheit�
und� Streikeinschränkung� aufzugeben�
und�das�Streikrecht�frontal�anzugehen.�
Generell�und�unabhängig�von�bestehen-

der�Gewerkschaftskonkurrenz�solle�das�
Streikrecht�aller�Gewerkschaften�im�Be-
reich�der�Daseinsvorsorge�unter�Kuratel�
gestellt�werden�(dazu�unten�mehr).�
Obwohl�sich�die�Bundeskanzlerin�wieder-
holt�für�einen�gesetzlichen�Eingriff�nach�
dem�vorstehenden�Muster�ausgesprochen�
hatte,�blieb�das�Vorhaben�in�der�letzten�Le-
gislaturperiode�unerledigt.�Es�scheiterte�
aufgrund�seiner�verfassungsrechtlichen�
Risiken�an�der�FDP.�Das�hinderte�freilich�
CDU�und�SPD�nicht,�den�Plan�in�den�Koa-
litionsvertrag�der�Großen�Koalition�aufzu-
nehmen.�Im�Vollzug�dieser�Absprache�hat�
die�Bundesregierung�nunmehr,�am�11.�De-
zember�2014,�den�Entwurf�eines�Gesetzes�
zur�Regelung�der�Tarifeinheit�vorgelegt.�

DER REGIERUNGSENTWURF 

Der�Entwurf�beschränkt�sich�nach�sei-
nem�Wortlaut�auf�die�Anordnung�der�Ta-
rifeinheit�nach�dem�betriebsbezogenen�
Mehrheitsprinzip.�Das�Streikrecht�wird�
nicht�ausdrücklich�angesprochen;�es�ist�
dennoch�faktisch�ausgehebelt,�ja�die�Re-
gierung�erwartet�–�im�Gegensatz�zum�ei-
genen�Entwurf�–�gerichtliche�Streikver-
bote,�wovon�später�noch�ausführlicher�
die�Rede�sein�wird.�
Die�Regelung�enthält�im�Wesentlichen�
folgende�Elemente:�
(1)�Ist�der�Arbeitgeber�aufgrund�Firmen-�
oder�Verbandstarifvertrags�an�die�Tarif-
verträge�mehrerer�Gewerkschaften�ge-
bunden,�deren�Geltungsbereiche�sich�
überschneiden�und�die�nicht�identischen�
Inhalt�haben�(«kollidierende�Tarifverträ-
ge»),�ist�nur�der�Tarifvertrag�derjenigen�
Gewerkschaft�anzuwenden,�die�im�Be-
trieb�die�meisten�in�einem�Arbeitsver-
hältnis�stehenden�Mitglieder�hat;�maß-

gebend�sind�die�Mitgliederzahlen�am�
Abschlussdatum�des�zuletzt�zustande�
gekommenen�Tarifvertrags.�
(2)�Jede�der�beteiligten�Gewerkschaften�
kann�vom�Arbeitgeber�(bzw.�-verband)�
die�«Nachzeichnung»�des�mit�ihrem�Ta-
rifvertrag�kollidierenden�Tarifvertrags�ver-
langen.�
(3)�Arbeitgeber�und�Arbeitgeberverband�
haben�die�Aufnahme�von�Tarifverhand-
lungen�«in�geeigneter�Weise»�bekannt�zu�
geben.�Konkurrierende�Gewerkschaften�
haben�das�Recht,�dem�Arbeitgeber�(-ver-
band)�sodann�«ihre�Vorstellungen�und�
Forderungen�mündlich�vorzutragen».�
(4)� Im�Arbeitsgerichtsgesetz� soll� das�
Verfahren�bereitgestellt�werden,�nach�
dem�der�Streit�über�die�Mitgliederstärke�
im�Betrieb�entschieden�wird.�Zum�Be-
weis�soll�eine�notarielle�Erklärung�auf�der�
Grundlage�der�vorgelegten�Mitgliederlis-
ten�bzw.�anderer�Daten�ausreichen.�
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Kein�Zweifel,�die�Tarifeinheit,�also�die�Gel-
tung�nur�eines�Tarifvertrags�bzw.�meh-
rerer�inhaltsgleicher�Tarifverträge�ist�ein�
wichtiges�soziales�und�tarifpolitisches�
Ziel.�Es�ist�aufs�Engste�mit�der�Logik�der�
kollektiven�Aushandlung�der�Arbeitsbe-
dingungen�verbunden.�Die�Koalitions-
freiheit�beruht�auf�der�Einsicht,�dass�die�
abhängig�Beschäftigten,�von�wenigen�
Ausnahmen�abgesehen,�erst�dann�die�
Chance�haben,�auf�gleicher�Augenhöhe�
mit�den�Unternehmern�zu�verhandeln,�
wenn�sie�sich�zusammenschließen,�ihre�
Interessen�bündeln,�gemeinsam�auftre-
ten�und,�wenn�nötig,�durch�Arbeitsein-
stellung�gemeinsamen�Druck�entfalten.�
Anders�ist�das�Machtgefälle�aus�Eigen-
tum�und�Direktionsrecht�auf�der�einen�
und�fremdbestimmter�Arbeit�und�sozi-
aler�Abhängigkeit�auf�der�anderen�Seite�
nicht�zu�überwinden.�Je�mehr�Arbeitneh-
mer�sich�zusammentun�und�am�gleichen�
Strang�ziehen,�desto�größer�die�Chance�
gleichen�Verhandlungsgewichts.�Je�um-
fassender�der�Zusammenschluss,�desto�
besser�partizipieren�auch�die�Schwachen�
von�der�Autorität�und�Durchsetzungs-
macht� der� Starken;� und� desto� näher�
kommt�das�Ergebnis�den�Erwartungen�
an�eine�gerechte�und�solidarische�Auftei-
lung�in�den�eigenen�Reihen.�
Deshalb�ist�die�Einheit�der�Gewerkschaft�
wie�der�Tarifverträge�über�Arbeitsentgelt�
und�Arbeitsbedingungen�eine�wichtige�

Aufgabe�gewerkschaftlicher�Arbeit.�Wie�
diese�Einheit�herzustellen�ist,�kann�nur�
von�den�Gewerkschaften�selbst�verant-
wortet�werden.�Konkurrieren�Gewerk-
schaften�mit�überschneidender�Zustän-
digkeit,�stellt�sich�die�Notwendigkeit,�
sich�vor�und�in�jeder�Tarifrunde�abzustim-
men,�am�besten�in�Tarifgemeinschaften,�
um�Forderungen�und�Abschluss�auf�ei-
nen�Nenner�zu�bringen.�Getrenntes�Auf-
treten�mit�unterschiedlichen�Forderun-
gen�und�Verhandlungen�schwächt�und�
schadet�dagegen.�
Keinesfalls�kann�die�Tarifgemeinschaft�
staatlich�verordnet�werden.�Scheitert�die�
freiwillige�und�autonome�Kooperation�
zwischen�den�Gewerkschaften,�könnte�
der�Staat�den�damit�entstehenden�Kon-
flikt�zwischen�divergierenden�Tarifverträ-
gen�nur�lösen,�indem�er�einem�Vertrag�
den�Vorrang�einräumt.�Gleich�welche�Kri-
terien�er�wählt�–�der�andere�Tarifvertrag,�
der�die�Anforderungen�nicht�erfüllt,�wird�
verdrängt.�Dies�aber�verletzt�die�Koaliti-
onsfreiheit�und�die�Tarifautonomie�der�
betroffenen�Gewerkschaft�und�ihrer�Mit-
glieder.�Der�Gesetzgeber,�selbst�wenn�er�
mit�den�besten�Absichten�antritt,�greift�
notgedrungen�in�das�Grundrecht�der�zu-
rückgesetzten�Gewerkschaft�ein.�Es�gibt�
auch�keine�grundrechtsschonende�ge-
setzliche�Lösung.�Tarifeinheit�kann�daher�
bei�Strafe�des�Verfassungsbruchs�keine�
staatliche�Aufgabe�sein.�
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Bevor�wir�uns�der�verfassungsrechtlichen�
Bewertung�zuwenden,�wollen�wir�das�Ge-
setz�an�seinen�eigenen�Zielen�messen.�
Die�Bundesregierung�begründet�den�Ge-
setzentwurf�mit�der�Sorge�um�die�Funkti-
onsfähigkeit der Tarifautonomie. Diese�sei�
durch�das�Nebeneinander�unterschied-
licher�Tarifverträge�gefährdet.�Zu�Ende�
gedacht,�läuft�die�Gefährdungsthese�auf�
die�Paradoxie�hinaus,�die�Tarifautonomie�
stärken�zu�wollen,�indem�man�sie�–�für�
die�jeweilige�Minderheitsgewerkschaft�–�
beseitigt!�

Gefährdung der Tarifautonomie I:  
Tarifflucht
Richtig�ist:�Die�Tarifautonomie�ist�gestört.�
Aber�nicht�durch�den�Auftritt�einer�Hand-
voll�selbstbewusster�Berufsverbände,�
und�schon�gar�nicht�durch�die�seitdem�
vereinzelt�–�in�drei�Fällen!�–�anzutreffen-
de�Überbietungskonkurrenz.�Nein,�Ge-
fahr�droht�der�Tarifautonomie�durch�Ta-
rifflucht�und�Unterbietungskonkurrenz.�
Lange�Zeit�war�es�selbstverständlich,�
dass�Unternehmer�dem�Arbeitgeberver-
band�angehörten�und�sich�in�die�beste-
hende�Tarifordnung�einfügten.�Seit�die�
Unternehmer� jedoch�Lohnsenkungen�
als�bevorzugtes�Wettbewerbsinstrument�
einsetzen,�ist�jener�Konsens�aufgekün-
digt.�Tarifflucht�prägt�die�soziale�und�be-
triebliche�Realität.�Arbeitgeber�verlassen�
den�Arbeitgeberverband�oder�bedienen�
sich�des�Angebots�einer�Mitgliedschaft�
ohne�Tarifbindung�(OT).�Die�Gerichte�ha-
ben�dieser�in�sich�widersprüchlichen�so-
genannten�OT-Mitgliedschaft�ihren�Se-
gen�gegeben.�Ein�weitverbreitetes�Mittel�
sind�Unternehmens-�und�Betriebsauf-
spaltungen,�Ausgründungen�und�Fremd-
vergabe�betrieblicher�Arbeit,�sämtlich�

mit�dem�Ziel�ins�Werk�gesetzt,�die�bis-
her�selbst�betriebenen�Produktionen�und�
Dienstleistungen�auf�nicht�tarifgebunde-
ne�Töchter�oder�Drittfirmen�zu�übertra-
gen.�Allein�zwischen�1998�und�2013�ist�
die�Anzahl�der�tarifgeschützten�Arbeit-
nehmer�von�76�auf�60�Prozent�(West),�
bzw.�63�auf�47�Prozent�(Ost)�gesunken,�
die�Tarifbindung�der�Betriebe�von�53�auf�
33�Prozent�(West)�bzw.�30�auf�20�Prozent�
(Ost).�Die�Politik�hat�dieser�Entwicklung�
jahrelang�tatenlos�zugesehen,�ja�sie�so-
gar�befeuert,�in�dem�Eifer,�durch�Nied-
riglöhne�die�Attraktivität�des�«Standorts�
Deutschland»�zu�erhöhen.�Erst�jüngst�hat�
der�Gesetzgeber�durch�Erleichterung�der�
Allgemeinverbindlicherklärung�von�Ta-
rifverträgen�einen�ersten,�freilich�noch�
halbherzigen�Schritt�getan,�um�der�Tarif-
flucht�zu�begegnen.�

Gefährdung der Tarifautonomie II: 
Dumpingtarifverträge
Verkehrte�Optik:�Im�Vordergrund�der�öf-
fentlichen�Aufmerksamkeit�stehen�drei�
von�insgesamt�fünf�der�nicht�mehr�in�Ko-
operation�mit�den�DGB-Gewerkschaf-
ten�agierenden�Berufsverbände,�die�der�
Klinikärzte�und�aktuell�die�der�Lokführer�
und�Piloten.�Die�mit�ihnen�verbundene�
Gefahr�der�Überbietungskonkurrenz�ist�
sicher�ein�Ärgernis.�In�der�Praxis�ist�dies�
freilich�von�kurzer�Dauer,�da�die�in�den�
Schatten�gestellte�DGB-Gewerkschaft�
nicht�lange�braucht,�um�gleichzuziehen.�
Nein,�wenn�der�Tarifautonomie�tatsäch-
lich�und�auf�Dauer�Gefahr�droht,�so�durch�
Dumpinggewerkschaften�und�die�von�
ihnen�betriebene�Unterbietungskonkur-
renz.�Es�gehört�zum�Geschäftsmodell�
des� Christlichen� Gewerkschaftsbun-
des,�entweder�die�von�der�zuständigen�
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rifverträge�anschließend�abzuschreiben�
oder�sich�zur�Unterschreitung�des�Bran-
chentarifvertrags�anzudienen.�Von�den�
Hilfsdiensten�der�CGM�für�Jenoptik�war�
schon�die�Rede.�Andere�Beispiele�sind�
die�gleichfalls�bereits�geschilderten�Ge-
fälligkeitsverträge�der�Tarifgemeinschaft�
Christlicher�Gewerkschaften�für�Zeitar-
beit� und�Personal-Service-Agenturen�
(CGZP)�und�der�Gewerkschaft�der�Neu-
en�Brief-�und�Zustelldienste�(GNBZ),�um�
Leiharbeiter�und�Beschäftigte�der�PIN�
AG�um�den�ihnen�gesetzlich�zustehen-
den�Lohn�zu�prellen.�Doch�diese�Angrif-
fe�auf�eine�autonome�Aushandlung�der�
Arbeitsbedingungen�toleriert�die�Politik.�
Wenn�der�Gesetzgeber�schon�das�Ta-
rifvertragsgesetz�(TVG)�ändert,�wäre�er�
gut�beraten,�etwa�die�Voraussetzungen�
der�Tariffähigkeit�so�zu�präzisieren,�dass�
nur�Verbände,�die�tatsächlich�in�der�Lage�
sind,�ihre�Mitglieder�seriös�und�durchset-
zungsstark�zu�vertreten,�die�Kompetenz�
haben,� wirksame� Tarifverträge� abzu-
schließen.�
Hier�und�da�stößt�man�auf�die�Erwar-
tungen,�die�gesetzlich�verordnete�Ta-
rifeinheit�schiebe�der�Tarifunterbietung�
endlich�einen�Riegel�vor.�Das�wird�sich�
als�Illusion�erweisen.�Umgekehrt�ebnet�
das�Tarifeinheitsgesetz�den�Weg�für�Ta-
rifdumping.�Nachdem�das�BAG�2010�
seine�Rechtsprechung�zur�Tarifeinheit�
aufgegeben�hat,�kann�sich�ein�Fall�wie�
Jenoptik�nicht�wiederholen.�Der�Billig-
tarifvertrag�der�CGM�würde�zwar�für�die�
wenigen�Mitglieder�der�CGM�gelten,�so-
fern�überhaupt�vorhanden;�doch�die�Mit-
glieder�der�IG�Metall�genießen�weiterhin�
den�Schutz�des�gültigen�Branchenta-
rifvertrags.�Kehrt�dagegen�die�Tarifein-
heit�durch�Gesetz�wieder�zurück,�wird�
es�für�manche�Unternehmen�mit�schwa-

cher�Gewerkschaftspräsenz�ein�Leichtes�
sein,�sich�eine�Dumpinggewerkschaft�
ins�Haus�zu�holen�und�ihr�die�notwen-
dige�Mitgliederstärke�zu�verschaffen,�
damit�der�geltende�Flächentarifvertrag�
verdrängt�wird.�Allein�diese�handfeste�
Gefahr�sollte�dem�DGB�Anlass�sein,�den�
Gesetzentwurf�zu�bekämpfen.�

Gefährdung der Tarifautonomie III: 
Die betriebliche Lohnsenkungsspirale
In�der�Gesetzesbegründung�lesen�wir,�
dass�konkurrierende�Tarifverträge,�et-
wa�bezüglich�des�Entgeltsystems,�die�
«widerspruchsfreie� Ordnung� der� Ar-
beitsbeziehungen� im� Betrieb»� beein-
trächtigten.�Dem�solle�die�gesetzlich�ver-
ordnete�Tarifeinheit�ein�Ende�bereiten.�
Als�ob�die�einheitliche�Ordnung�im�Be-
trieb�erst�durch�die�–�seltenen�–�Fälle�kolli-
dierender�Tarifverträge�aufs�Spiel�gesetzt�
wäre!�
Tatsächlich�gibt�es�die�betriebliche�Ein-
heit�längst�nicht�mehr.�Die�Arbeitgeber�
haben�sie�schon�vor�langen�Jahren�auf-
gekündigt.�Wann�immer�Kostenvortei-
le�winken,�ist�den�Unternehmern�keine�
Betriebsspaltung,�keine�Vielzahl�unter-
schiedlicher�Arbeits-�und�Tarifverträge�zu�
kompliziert,�um�Unternehmen�und�Be-
triebe�nicht�in�einen�Flickenteppich�diver-
gierender�Regelungen�zu�verwandeln.�
Da�werden�Unternehmen�und�Betriebe�
gespalten,�um�in�den�Genuss�günstige-
rer�Tarifverträge�zu�kommen�oder�die�Ta-
rifbindung�gänzlich�abzuschütteln.�Mit-
unter�verläuft�die�Grenze�mitten�durch�
den�betrieblichen�Arbeitsprozess.�Da�ar-
beiten�Mitglieder�der�Stammbelegschaft�
Seite�an�Seite�mit�Leiharbeitern�oder�mit�
Beschäftigten� von� Werkvertragspart-
nern,�die� jeweils�unterschiedliche�Ar-
beits-�und�Tarifverträge�mitbringen.�Eine�
auf�den�ersten�Blick�harmlos�anmutende�
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geübte�Praxis�von�Sanierungstarifverträ-
gen:�Werden�in�krisenbedrohten�Unter-
nehmen�tarifliche�Leistungen�abgebaut,�
werden�nicht�selten�die�bereits�beschäf-
tigten�Arbeitnehmer�verschont;�die�Ver-
schlechterungen�treffen�allein�die�neu�
Eintretenden.�Auch�hier�ist�die�Einheit�
aufgegeben.�
Nein,�wenn�der�Funktionsfähigkeit�der�
Tarifautonomie�Gefahr�droht,�so�durch�
das�geplante�Chaos�betrieblicher�Ar-
beitsbeziehungen.�Auch�diese�Entwick-
lung�hat�der�Gesetzgeber�ins�Kraut�schie-
ßen�lassen,�ja�durch�Deregulierung,�zum�
Beispiel�der�Arbeitnehmerüberlassung,�
aktiv�gefördert.�Erste,�jüngst�ins�Auge�

gefasste�Reformen�sind�eher�symboli-
scher�Natur.�Doch�wenn�einige�Berufs-
verbände�auf�den�Plan�treten�und�von�
ihrem� Grundrecht� auf� tarifautonome�
und� streikunterstützte�Arbeitsgestal-
tung�Gebrauch�machen,�suggeriert�die�
Regierung�Gefahren�für�Tarifautonomie�
und�einheitliche�Arbeitsbedingungen�im�
Betrieb.�Während�der�Gesetzgeber�über�
lange�Jahre�die�Aushöhlung�tarifvertrag-
lichen�Schutzes�und�die�Zerlegung�der�
betrieblichen�Einheit�geschehen�lässt,�
holt�er�nunmehr�auf�einem�Nebenkriegs-
schauplatz�zum�größtmöglichen�Schlag�
aus,�um�einigen�aufmüpfigen�Verbänden�
den�Weg�zu�verbindlichen�Tarifverträgen�
zu�versperren.�

DER SCHURKE: DER «ARBEITNEHMER  
IN SCHLÜSSELPOSITION»

Um�den�Grundrechtseingriff�zu�rechtfer-
tigen�und�eine�Solidarisierung�mit�den�
Opfern�zu�erschweren,�arbeitet�sich�die�
Gesetzesbegründung�an�einem�verita-
blen�Feindbild�ab.�Der�«Arbeitnehmer�
in�Schlüsselposition»�ist�der�Schurke�im�
Stück.�Ihn�macht�die�Gesetzesbegrün-
dung� für� fast� alle�betrieblichen�Fehl-
entwicklungen� verantwortlich:� Die�
Arbeitnehmer�in�Schlüsselpositionen�be-
wirkten�eine�Entsolidarisierung�und�ent-
werteten�die�Schutzfunktion�des�Tarifver-
trags�für�die�übrigen�Beschäftigten;�diese�
seien�«nur�noch�eingeschränkt�in�der�La-
ge,�auf�Augenhöhe�mit�dem�Arbeitgeber�
zu�verhandeln».�Vor�allem�verhinderten�
sie�eine�gerechte�Verteilung,�indem�sie�
Sondervorteile�durchsetzen,�die�sie�nicht�
etwa�ihrer�Arbeitsleistung,�sondern�«der�
jeweiligen�Schlüsselposition�im�Betrieb»�
verdankten.�

Da�schau�her;�sage�keiner,�dass�die�Bun-
desregierung�die�Verteilungsprobleme�
unserer�Zeit�nicht�ernst�nimmt.�Wenn�
schon�Lokführern,�Piloten,�Krankenhaus-
ärzten,�kaum�dass�sie�singuläre�Tarifer-
folge�erzielt�haben,�Tarifentmündigung�
droht,�was�mögen�dann�Banker�und�Fi-
nanzmarktakteure,�Vorstandsmitglieder,�
Inhaber�und�Erben�großer�Vermögen�
oder�die�Helden�des�Unterhaltungsge-
schäfts�zu�erwarten�haben?�
So�zeichnet�die�Regierung�das�Bild�ei-
ner�üppig�bezahlten�Elite,�der�im�Inter-
esse�der�Lohngerechtigkeit�durchaus�
Beschränkungen,�ja�Grundrechtsverkür-
zungen�zuzumuten�seien.�
Gegen�solche�verzerrte�Optik�ist�daran�zu�
erinnern:�Der�Gesetzentwurf�führt�Arbeit-
nehmergruppen�und�Berufe�vor,�die�sich�
allenfalls�durch�Qualifikation,�Berufsstolz�
und�Sozialprestige�hervortun,�die�sich�
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zial�abhängigen�Arbeit�in�nichts�vom�In-
dustriearbeiter�oder�von�der�Verkäuferin�
unterscheiden.�Wenn�sich�überdies�ihr�
Organisationsgrad�und�ihre�Konfliktbe-
reitschaft�im�Tarifgefüge�widerspiegeln,�
ist�dies�keine�Besonderheit�von�Berufs-
gewerkschaften.�Schlüsselgruppen�sind�
in�allen�Wirtschaftszweigen�und�Beru-
fen�anzutreffen.�Nicht�umsonst�werden�
sie�besonders�umworben�–�vom�Arbeit-
geber�wie�von�den�Gewerkschaften.�Im�
Streik�sind�sie�unverzichtbar.�Ohne�sie�
läuft�nichts.�Mitunter�schlägt�sich�dies�
auch�im�Tarifgefüge�nieder.�Warum�wohl�
ist�das�Tarifniveau�für�Facharbeiter�in�gut�
organisierten�Industriebereichen�höher�
als�das�für�Frauen�in�manchen�Dienstleis-
tungsberufen?�Ja,�die�Erfolge�gut�orga-
nisierter�Facharbeiter�gehören�zum�Stan-
dardrepertoire�der�Mitgliederwerbung.�

Im Visier des Gesetzes:  
Über bietungskonkurrenz –  
ein Popanz 
Der� Gesetzentwurf� zielt� auf� gewerk-
schaftliche� Überbietungskonkurrenz.�
Dumpingtarifverträge�und�Tarifunterbie-
tung�durch�«gelbe»�Verbände�sollen�nicht�
unterbunden�werden.�Ja,�sie�werden�so-
gar�indirekt�gefördert:�Der�Arbeitgeber�
hat�es,�wie�bereits�dargelegt,�in�der�Hand,�
der�ihm�gefälligen�Gewerkschaft�auch�zur�
erforderlichen�Mehrheit�zu�verhelfen.�
Nun�wollen�wir,�wenn�wir�den�gesetz-
lichen�Eingriff� in�die�Koalitionsfreiheit�
kritisieren,� damit� weder� die� gewerk-
schaftliche� Überbietungskonkurrenz�
verharmlosen,� noch� können� wir� das�
Wirken�von�Berufsverbänden�guthei-
ßen.�Als�die�Gewerkschaften�nach�dem�
Zweiten�Weltkrieg�neu�entstanden,�war�
es�ein�historischer�Fortschritt,�dass�sich�
die�DGB-Gewerkschaften�als�Einheits-

gewerkschaften� nach�dem� Industrie-
verbandsprinzip�gründeten.�Daran�hat�
sich�bis�heute�nichts�geändert.�Berufs-
verbände�sind�nicht�der�richtige�Weg.�
Nicht�weil�sie�auf�Kosten�der�übrigen�
Belegschaft�Sondervorteile�herauszu-
schlagen�versuchten,�sondern�weil�sie�
sich�der�Aufgabe�entziehen,�ihre�Stärke�
zugleich�für�andere�einzusetzen.�Da�Kon-
fliktfähigkeit�und�-bereitschaft�sowie�der�
gewerkschaftliche�Organisationsgrad�
unterschiedlich�verteilt�sind,�ist�es�ge-
werkschaftliche�Pflicht,�Durchsetzungs-
vermögen�und�Erfolge�der�Starken�so�zu�
verallgemeinern,�dass�auch�die�Schwa-
chen�mitgezogen�werden.�Dafür�bieten�
Gewerkschaften�mit�umfassender�Bran-
chenzuständigkeit�zwar�keine�Garantie,�
aber�die�größten�Chancen.�Natürlich,�
auch�Großgewerkschaften�können�der�
Versuchung�erliegen,�sich�auf�Organisati-
onskerne�zu�konzentrieren.�Verallgemei-
nerung�bleibt�immerwährende�Aufgabe.�
Existieren�mehrere�Gewerkschaften�mit�
zum�Teil�gleicher�Zuständigkeit,�ist�sie�
durch�abgestimmtes�Vorgehen�herzu-
stellen.
�
Maßlosigkeit des Eingriffs 
Die�Kritik�am�Weg�der�Berufsverbände�
ändert�dagegen�nichts�an�der�Notwen-
digkeit,�sich�gegen�die�gesetzliche�ok-
troyierte�Tarifeinheit�zu�wehren.�Nicht�
nur,�weil�sich�der�Gesetzgeber�anschickt,�
ins�Grundrecht�der�Koalitionsfreiheit�ein-
zugreifen,�und�weil�das�Gesetz�auch�die�
DGB-Gewerkschaften�treffen�wird,�son-
dern�auch,�weil�es�in�keinem�Verhältnis�
zur�Häufigkeit�und�Wirkung�der�Überbie-
tungskonkurrenz�steht.�Nur�vier�Berufs-
verbände�schließen�derzeit�Tarifverträ-
ge�in�Sektoren�und�Unternehmen�ab,�in�
denen�auch�DGB-Gewerkschaften�aktiv�
sind.�Soweit�es�in�diesen�wenigen�Über-
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tarifverträgen�gekommen�ist,�war�dies�
praktisch�ohne�dauerhafte�Folgen,�da�die�
zuständige�DGB-Gewerkschaft�alsbald�
gleichgezogen�ist�bzw.�der�Arbeitgeber�
alle�Berufsangehörigen�gleichbehandelt�
hat.�Weitere�Berufsverbände�sind�entwe-
der�in�ihrer�Zuständigkeit�unangefoch-
ten,�wie�etwa�die�DOV�oder�in�Tarifge-
meinschaften�eingebundene�Verbände,�
wie�beispielsweise�der�DJV.�Seriöse�Neu-
gründungen�sind�nicht�in�Sicht.�

Vergleicht�man�daher�die�praktische�Be-
deutung�der�wenigen�–�insgesamt�drei!�–�
Fälle�divergierender�Tarifverträge�infolge�
eines�berufsverbandlichen�Ausbruchs�
nach�oben�mit�den�eigentlich�drängen-
den�tarifpolitischen�Problemen,�etwa�der�
Tarifflucht�und�der�alltäglichen�Unterbie-
tung,�kann�man�sich�angesichts�der�Här-
te�und�der�Eingriffsintensität�des�Gesetz-
entwurfs�nur�an�den�Kopf�fassen.�Hier�
schießt�der�Gesetzgeber�wahrlich�mit�Ka-
nonen�auf�Spatzen.

GRUNDRECHTSVERLETZUNG I:  
EINGRIFF IN DIE TARIFAUTONOMIE

Der�Gesetzentwurf�sieht�vor,�dass�im�Fal-
le�kollidierender�Tarifverträge�allein�der�
Tarifvertrag�der�Mehrheitsgewerkschaft�
im�Betrieb�anwendbar�ist;�der�der�Min-
derheitsgewerkschaft�wird�verdrängt,�
bleibt�also�rechtlich�ohne�Wirkung.�Dies�
ist�ein�massiver�Eingriff�in�die�Tarifauto-
nomie�der�Gewerkschaft.�
Das�Grundgesetz�(GG)�bestimmt�in�Art.�9�
Absatz�3:�«Das�Recht,�zur�Wahrung�und�
Förderung�der�Arbeits-�und�Wirtschafts-
bedingungen�Vereinigungen�zu�bilden,�
ist�für�jedermann�und�für�alle�Berufe�ge-
währleistet.»�
Bei�der�verfassungsrechtlichen�Beurtei-
lung�tut�es�gut,�sich�auf�den�ursprüng-
lichen�Gehalt�der�Koalitionsfreiheit�als�
eines�zuvörderst�individuellen�Freiheits-
rechts�zu�besinnen.�Seit�der�Industriali-
sierung�haben�sich�die�Arbeitnehmer�in�
Jahrzehnte�währendem�Ringen�mit�Un-
ternehmern�und�Staat�die�Freiheit�er-
kämpft,�sich�zusammenzuschließen,�ih-
re�Belange�gemeinsam�zu�vertreten�und�
die�Bedingungen�ihrer�Arbeit�in�verbindli-
chen�Kollektivverträgen�festzulegen.�Um�

dabei�die�Chance�einer�gleichgewichti-
gen�Verhandlungsposition�zu�erlangen,�
erstreckt�sich�ihre�Freiheit�zugleich�dar-
auf,�vorübergehend�Fremdbestimmung�
und�betrieblichen�Gehorsam�aufzukündi-
gen�und�gemeinsam�die�Arbeit�niederzu-
legen.�Dieses�Recht�der�Koalitionsfreiheit�
ist�als�Grundrecht�in�der�Verfassung�ver-
ankert�und�zugleich�in�mehreren,�auch�
für�die�Bundesrepublik�verbindlichen�völ-
kerrechtlichen�Konventionen�als�unver-
äußerliches�Menschenrecht�garantiert.�
Da�die�Koalitionsfreiheit�ihrer�Natur�nach�
auf�gemeinsame�Aktionen�und�Verei-
nigungen�zielt,�genießt�auch�die�Ver-
einigung� selbst� verfassungsrechtlich�
verbriefte�Rechte;�man�spricht�vom�Dop-
pelgrundrecht�der�Koalitionsfreiheit.�Die�
kollektive�Koalitionsfreiheit�schützt�die�
Betätigung� der� Gewerkschaft� selbst,�
wie�etwa�die�Aufstellung�von�Tariffor-
derungen,�das�Werben�neuer�Mitglie-
der,�die�Vorbereitung�und�Durchführung�
von�Arbeitsniederlegungen.�Doch�die-
se�kollektiven�Rechte�erhalten�ihre�men-
schenrechtliche�Legitimation�aus�der�
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zusammenzutun,�gemeinsam�aufzutre-
ten�und,�wenn�nötig,�aufzustehen.�
Misst�man�den�Gesetzentwurf�an�die-
sem�Maßstab,�zeigt�sich�die�Schärfe�der�
Grundrechtsverletzung�in�aller�Deutlich-
keit.�Den�Mitgliedern�der�Gewerkschaft,�
deren�Tarifvertrag�verdrängt�wird,�wird�
das�Recht�genommen,�die�Bedingungen�
ihrer�Arbeit�autonom,�nach�ihren�Vorstel-
lungen�zu�regeln.�Ja,�da�ihr�Tarifvertrag�
nicht�wirksam�wird,�entfällt�zugleich�ihr�
Tarifschutz;�sie�können�sich�nicht�mehr�
auf�die�unverbrüchlichen�Normen�ihres�
Tarifvertrags�verlassen.�Dass�der�Gesetz-
entwurf�unter�bestimmten�Bedingungen�
der� tarifentmündigten� Gewerkschaft�
das�Recht�einräumt,�dem�fremden�Tarif-
vertrag�beizutreten�(«Nachzeichnungs-
recht»),�verschafft�den�Mitgliedern�zwar�
Tarifschutz,�doch�nicht�den�Schutz�ihres�
Tarifvertrags,�sondern�eines�Vertrags,�
den�sie�gerade�nicht�gewollt�haben.�Ta-
rif-«autonomie»�heißt,�die�Arbeitsbedin-
gungen�nach�eigenen�Vorstellungen�re-
geln.�
Damit�ist�ein�unverzichtbares�Element�
der�Koalitionsfreiheit�ausgehebelt:�die�
Tarifautonomie.�Zugespitzt:�Die�kollekti-
ve�Gestaltung�der�Arbeitsbedingungen�
macht�die�wichtigste�Funktion�von�Ge-
werkschaften�aus.�Wird�dieses�Recht�ge-
nommen,�ergeben�Beitritt�und�Mitglied-
schaft�keinen�Sinn.�Die�tarifentmündigte�
Gewerkschaft�verliert�ihre�Existenzbe-
rechtigung.�Für�gesellige�Veranstaltun-
gen�braucht�man�keine�Gewerkschaft.�
Die�Koalitionsfreiheit�schützt�den�ge-
werkschaftlichen� Zusammenschluss�
auch�dann,�wenn�die�Gewerkschaft�mit�
anderen�Gewerkschaften�konkurriert.�
Die�Tarifautonomie�umfasst�auch�die�sat-
zungsrechtliche�Festlegung�der�eigenen�
Zuständigkeit.�

Im�aktuellen�Tarifkonflikt�der�Deutschen�
Bahn�hat�sich�die�GDL�den�beinahe�ein-
mütig�vom�Arbeitgeber,�den�Medien�und�
der�Politik�verbreiteten�Vorwurf�zugezo-
gen:�Bezüglich�der�Tariferstreckung�auf�
die�Zugbegleiter�gehe�es�ihr�gar�nicht�um�
tarifvertraglichen�Schutz�ihrer�Mitglie-
der;�vielmehr�missbrauche�sie�die�Tarif-
autonomie�als�Vehikel�zur�Machterweite-
rung.�Unabhängig�davon,�dass�die�GDL�
schon�vor�Jahren�ihre�Zuständigkeit�auf�
die�Zugbegleiter�erstreckt�hat,�der�Kon-
flikt�für�diesen�Bereich�also�nicht�neu�ist,�
gilt�auch�hier:�Die�Ausdehnung�der�Ge-
werkschaftskonkurrenz�auf�andere�Fel-
der�bringt�keinen�Segen�und�verdient�ge-
werkschaftspolitisch�keinen�Beifall.�Doch�
dies�ändert�nichts�daran,�dass�die�Forde-
rung�der�GDL�von�der�Koalitionsfreiheit�
gedeckt�ist.�
Abermals� lohnt�es,�vom�individuellen�
Freiheitskern�des�Koalitionsgrundrechts�
auszugehen.�Wenn�Zugbegleiter�–�ei-
nige�ja�schon�vor�langen�Jahren�–�sich�
dafür�entschieden�haben,�der�GDL�bei-
zutreten�und�von�ihr�tarifpolitisch�vertre-
ten�zu�werden,�ist�dies�ihre�freie,�von�der�
Verfassung�geschützte�Entscheidung.�
Nichts�anderes�gilt�für�Zugbegleiter,�die�
der�GDL�erst�heute�beitreten�oder�gar�von�
der�EVG�übertreten.�Auch�der�Gewerk-
schaftswechsel�ist�die�freie,�verfassungs-
rechtlich�geschützte�Entscheidung,�für�
die� niemand� Rechenschaft� schuldet.�
Auch�die�Ansprache�weiterer�Kollegen,�
um�sie� für�die�Gewerkschaft� zu�wer-
ben,�wird�vom�verfassungsrechtlichen�
Schutz�umfasst.�Wie�viel�Zugbegleiter�
inzwischen�den�Weg�zur�GDL�gefunden�
haben,�tut�nichts�zur�Sache.�Es�genügt,�
dass�sie�ihrer�Gewerkschaft�in�Überein-
stimmung�mit�deren�satzungsrechtli-
cher�Tarifzuständigkeit�das�Mandat�er-
teilt�haben,�die�von�ihnen�gewünschten�
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verhandeln�und�durchzusetzen,�notfalls�
mittels�Streik.�Indem�sie�sich�so�verhal-
ten,�machen�sie�von�ihrer�verfassungs-
rechtlich�verbürgten�Freiheit�Gebrauch;�
sie�missbrauchen�nichts,�schon�gar�nicht�
zum�Zwecke�dunkler�Machtspiele.�Was�
auf�der�Ebene�der�individuellen�Grund-
rechtsträger�freie,�verfassungsrechtlich�
geschützte�Entscheidung�ist,�schlägt�auf�
der�kollektiven�Ebene�der�Gewerkschaft�
nicht�etwa�wie�durch�Zauberstab�in�Miss-
brauch�und�Machtanmaßung�um.�Mer-
ke:�Wer�im�Sinne�der�Verfassung�die�freie�
Bildung�und�Betätigung�von�Koalitionen�
anerkennt,�muss�notwendig�auch�den�
Koalitionspluralismus�akzeptieren.�

Keine verfassungsrechtlichen 
Grundlagen für den Eingriff in  
die Koalitionsfreiheit
Die�Verfassung�hat�die�Koalitionsfreiheit�–�
im�Unterschied�zu�anderen�Grundrech-
ten�–�nicht�unter�einen�Gesetzesvorbehalt�
gestellt.�Der�Gesetzgeber�ist�gehindert,�
der�Koalitionsfreiheit�Grenzen�zu�setzen.�
Lediglich�unter�eng�bemessenen�Voraus-
setzungen�können�durch�Gesetz�oder�–�
wenn�der�Gesetzgeber�schweigt�–�durch�
die�Gerichte�Regeln�festgelegt�werden.�
Man�unterscheidet�zwischen
–� �Ausgestaltung�der�Koalitionsfreiheit�

und
–� �Eingriffen.�
Die� Begründung� des� Regierungsent-
wurfs� legt� sich� nicht� eindeutig� fest,�
scheint�aber�die�Kompetenz�zur�Ausge-
staltung�der�Tarifautonomie�für�sich�in�
Anspruch�zu�nehmen.�Es�sei�Aufgabe�
des�Gesetzgebers,�so�lesen�wir,�einen�
gesetzlichen�Rahmen�zu�schaffen,� in-
nerhalb�dessen�die�Koalitionen�die�Ar-
beits-� und� Wirtschaftsbedingungen�
sinnvoll�ordnen�können;�die�gesetzli-

che�Regelung�der�Tarifeinheit�nach�dem�
Mehrheitsprinzip�solle�die�«Schutzfunk-
tion,�Verteilungsfunktion,�Befriedungs-
funktion�sowie�Ordnungsfunktion�des�
Tarifvertrags»�sichern.�
Mit�dieser�Begründung�lässt�sich�der�Ent-
zug�der�Tarifautonomie�nicht�rechtferti-
gen.�Die�Ausgestaltung�dient�der�Frei-
heitsförderung,�nicht�ihrem�Entzug.�Der�
Staat�hat�–�mit�den�Worten�des�Bundes-
verfassungsgerichts�–�«die�Rechtsinsti-
tute�und�Normenkomplexe�[zu�schaffen],�
die�erforderlich�sind,�um�die�grundrecht-
lich�garantierten�Freiheiten�ausüben�zu�
können».�Diesem�Zweck�dient�beispiels-
weise�das�Tarifvertragsgesetz,�das�im�Ein-
zelnen�den�Abschluss�und�die�rechtliche�
Wirkung�von�Kollektivverträgen�festlegt.�
Daraus�können�sich�auch�Anforderungen�
an�die�Tarifvertragsparteien�ergeben;�die�
Tariffähigkeit�der�Gewerkschaften�setzt�
beispielsweise�ein�Mindestmaß�an�Sta-
bilität,�Mitgliederstärke�und�organisatori-
scher�Leistungsfähigkeit�voraus;�dies�ist�
geboten,�damit�alle�Beteiligten�einen�ver-
lässlichen�Vertragspartner�vorfinden�und�
nicht�verbandspolitische�Scharlatanerie�
ins�Kraut�schießt,�sodass�sich�am�Ende�
die�individuelle�Unterlegenheit�auf�der�
kollektiven�Ebene�fortsetzt.�
Nun�ist�die�vom�Regierungsentwurf�in-
tendierte�Tarifeinheit�sicher�ein�wichtiges�
Gut.�Doch�keinesfalls�rechtfertigt�dieses�
Ziel,�dass�das�Recht�zur�tarifautonomen�
Gestaltung�der�Arbeitsbedingungen�ei-
ner�der�beteiligten�Gewerkschaften�ge-
nommen�wird.�Ausgestaltung,�sprich:�
Förderung�der�Koalitionsfreiheit,�ist�das�
Gegenteil�von�Entzug.�
Auch�die� im�Gesetzentwurf�gleich�zu�
Beginn�aufgereihten�Funktionen�der�Ta-
rifordnung,�von�der�Schutz-�bis�zur�Ord-
nungsfunktion,�vermögen�den�Grund-
rechtseingriff�nicht�zu�rechtfertigen.�Die�



24 gleich�einem�Predigerbrevier�vorange-
stellte�Beschwörungsformel�führt�uns�
in�die�Prähistorie�des�(west-)deutschen�
Arbeitsrechts� zurück.�Als� konservati-
ve�Arbeitsrechtler�in�den�Anfangsjahren�
der�Bundesrepublik�mit�Koalitions-�und�
Arbeitskampffreiheit�konfrontiert�wa-
ren,�suchten�sie�diese�in�eine�–�politisch�
erwünschte�–�Arbeitsordnung�einzubet-
ten�und�beherrschbar�zu�machen.�Die�so�
domestizierte�Koalitionsfreiheit�sollte�ih-
re�Legitimation�daraus�ableiten,�was�sie�
für�die�Ordnung�des�Arbeitslebens�zu�
leisten�imstande�ist.�Seitdem�sind�Jahr-
zehnte�vergangen,�Jahrzehnte,�in�denen�
jenes�Funktions-�und�Ordnungsdenken�
einem�liberalen,�das�heißt�freiheitlichen�
Verständnis�des�Koalitionsgrundrechts�
gewichen�ist.�Wenn�die�Studenten�heute�
lernen,�dass�Tarifverträgen�eine�«Schutz-,�
Verteilungs-,� Befriedungs-� und� Ord-
nungsfunktion»�zukommt,�handelt�es�
sich�daher�um�nicht�mehr�als�um�eine�
schlagwortartige�Beschreibung�der�mit�
einem�funktionierenden�Tarifwesen�ver-
bundenen�ökonomischen�und�sozialen�
Wirkungen.�Natürlich�ist�zu�erwarten,�
dass�etwa�der�soziale�Schutz�der�Arbeit-
nehmer�und�eine�angemessene�Vertei-
lung�der�von�ihnen�erarbeiteten�Werte�
auf�gutem�Wege�sind,�wenn�die�indivi-
duelle�Unterlegenheit�durch�kollektives�
Auftreten�und�kollektiven�Druck�aufge-
hoben�wird.�Desgleichen�ist�grundsätz-
lich�davon�auszugehen,�dass�der�Pro-
zess�der�kollektiven�Aushandlung�der�
Arbeits-�und�Wirtschaftsbedingungen�
zu�Ergebnissen�führt,�die�allseits�respek-
tiert�werden�und�die�den�sozialen�Kon-
flikt�vorübergehend�entschärfen.�Ja,�die�
Gesellschaft�kann�–�mit�den�Worten�des�
Bundesarbeitsgerichts�und�des�Bundes-
verfassungsgerichts�–�erwarten,�dass�
sich�«eine�sinnvolle�Ordnung�und�Be-

friedung�des�Arbeitslebens»�einstellen,�
«wenn�frei�gebildete�Koalitionen�in�dem�
vom�Staat�freigelassenen�Raum»�in�po-
tenziell� gleichgewichtigen� Verhand-
lungspositionen�die�Bedingungen�der�
abhängigen�Arbeit�aushandeln.�Doch�
aus�diesen�dem�Tarifvertrag�zugeschrie-
benen�Funktionen�Schranken�für�die�Ko-
alitionsfreiheit�ableiten�zu�wollen,�stellt�
die�Dinge�auf�den�Kopf.�All�jene�Beschrei-
bungen�versuchen�wirtschaftliche�und�
soziale�Zusammenhänge�zu�erklären,�
mehr�nicht.�Sie�sind�ohne�normativen�Ge-
halt.�Keinesfalls�eignen�sie�sich�als�Mess-
latte�für�Ausübung�und�Einschränkung�
der�Koalitionsfreiheit.�Die�Legitimation�
der�Tarifautonomie�liegt�in�der�Freiheit�
von�Mitgliedschaft�und�Betätigung�in�der�
Gewerkschaft,�nicht�dagegen�darin,�dass�
sie�bestimmte�Ergebnisse�erbringt,�auch�
und�wenn�diese�gesellschaftlich�oder�po-
litisch�erwünscht�sind.�
Tatsächlich�unternimmt�es�der�Gesetzge-
ber�nicht,�mit�dem�Tarifeinheitsgesetz�die�
Tarifautonomie�auszugestalten.�In�Wirk-
lichkeit�handelt�es�sich�um�einen�–�mas-
siven�–�Eingriff.�Eingriffe�in�die�Koalitions-
freiheit�sind�mangels�Gesetzesvorbehalts�
nur�möglich,�soweit�dies�zur�Lösung�ver-
fassungsimmanenter�Konflikte�unaus-
weichlich�ist.�Der�Gesetzgeber�kann�nicht�
etwa�aus�Gründen�der�politischen�Oppor-
tunität,�auch�nicht�im�Interesse�des�Ge-
meinwohls�–�richtiger:�dessen,�was�die�
Regierungsmehrheit� als�Gemeinwohl�
ausgibt�–,�in�die�Koalitionsfreiheit�eingrei-
fen.�Lediglich�wenn�andere�Grundrechte�
oder�grundrechtsgleiche�Verfassungsgü-
ter�auf�dem�Spiel�stehen,�die�gegenüber�
der�Koalitionsfreiheit�nicht�zurückzutre-
ten�haben,�ist�eine�beiderseits�schonen-
de�Abstimmung�mit�diesen�Grundrech-
ten�geboten.�Das�gilt�beispielsweise�für�
das�Grundrecht�auf�Leben�und�körper-



25liche�Unversehrtheit,�Art.�2�Abs.�2�GG,�
das�etwa�bei�Arbeitsniederlegungen�im�
Krankenhaus�Notdienste�gebietet,�oder�
das�Diskriminierungsverbot,�Art.�3�Abs.�
2�und�3�GG,�das�Korrekturen�bestehen-
der�Tarifverträge�erzwingen�kann.�Solche�
gegenläufigen�Grundrechte�und�Verfas-
sungsgüter,�auf�die�bei�Ausübung�der�
Koalitionsfreiheit�Rücksicht�zu�nehmen�
wäre,�sind�jedoch�nicht�erkennbar�und�
werden�auch�von�der�Bundesregierung�
im�Zusammenhang�mit�der�Tarifeinheit�
nicht�geltend�gemacht.�Dass�Tarifverträ-
ge�mit�unterschiedlichem�Inhalt�zustan-
de�kommen�und�im�Betrieb�anzuwenden�
sind,�ist�unmittelbare�und�nicht�vermeid-
bare�Folge�des�in�der�Verfassung�ange-
legten�Koalitionspluralismus.�
Die�Freiheit�der�Koalitionsbildung�um-
fasst�auch�die�Freiheit,�konkurrierende�
Koalitionen�zu�bilden�und�eigenständig�
Tarifverträge�abzuschließen.�Wer�dies�
nicht�dulden�will,�muss�den�Beschäftig-
ten�die�freie�Wahl�der�Gewerkschaft�neh-

men.�Doch�gerade�dies�schließt�die�Ver-
fassung�aus.
Das�Interesse�des�Arbeitgebers,�nur�mit�
einem�Vertragspartner�zu�tun�zu�haben,�
genießt�keinen�verfassungsrechtlichen�
Schutz;�soweit�die�freie�Koalitionsbildung�
eine�Mehrheit�von�Verbänden�entste-
hen�lässt,�muss�der�Arbeitgeber�mit�den�
Folgen�dieser�Vielfalt�leben.�Im�Übrigen�
entwickelt�derselbe�Arbeitgeber,�wenn�
er�Dumpingtarifverträge�abschließt,�das�
gegenteilige�Interesse�an�der�Konkurrenz�
mehrerer�Verbände!
Schließlich�wird�hier�und�da�die�–�kaum�
zu�erwartende�–�höhere�Streikhäufigkeit�
als�Schrecken�an�die�Wand�gemalt,�dem�
gesetzlich�entgegenzuwirken�sei.�Doch�
auch�hier�gilt:�Da�Art.�9�Abs.�3�GG�mit�der�
Freiheit�des�Zusammenschlusses�auch�
die�Freiheit�zur�Bildung�konkurrierender�
Verbände�garantiert,�steht�auch�die�Betä-
tigung�dieser�Koalitionen�einschließlich�
ihres�Streikrechts�unter�dem�Schutz�der�
Verfassung.�

KOMPENSATIONSVERSUCHE 

Mehrheitsprinzip: zwischen  
Demokratie und Manipulation
Der�mit�der�Tarifentmündigung�vollzo-
gene�Eingriff� in� die� Koalitionsfreiheit�
wird�auch�nicht�etwa�dadurch�erträgli-
cher,�dass�sich�der�Mehrheitstarifvertrag�
durchsetzen�soll.�Die�Arbeitsministerin�
und�andere�Befürworter�der�Gewerk-
schaftseinheit�feiern�das�Mehrheitsprin-
zip�als�Gebot�der�Demokratie.�Das�klingt�
eingängig�und�soll�dem�Tarifvertrag,�der�
sich�kraft�Mehrheit�durchsetzt,�eine�hö-
here�Weihe�geben.�Schon�hier�ist�eine�
Klarstellung�geboten:�Selbst�wenn�es�ei-
ne�lupenreine�demokratische�Mehrheit�

wäre,�die�hinter�dem�dominierenden�Ta-
rifvertrag�steht,�vermag�dies�nicht�die�
Verletzung�der�Tarifautonomie�zu�recht-
fertigen.� Grundrechte� und� ihre� Aus-
übung�stehen�nicht�zur�Disposition�von�
Mehrheiten,�um�sie�etwa�Minderheiten�
streitig�zu�machen.�Und�wenn�die�Min-
derheitsgewerkschaft�nur�ein�Mitglied�im�
Betrieb�hätte,�wäre�die�Koalitionsfreiheit�
dieses�Mitgliedes�verletzt.�
Doch,�schlimmer�noch,�die�Mehrheit�ist�
so�demokratisch�nicht,�wie�es�behaup-
tet�wird.�Maßgebend�ist�die�Mehrheit�im�
Betrieb;�sie�soll�den�Ausschlag�geben.�
Welche�Arbeitseinheit�einen�Betrieb�aus-



26 macht,�entscheidet�aufgrund�seiner�Or-
ganisationshoheit�der�Arbeitgeber.�Er�hat�
es�in�der�Hand,�Betriebe�durch�Zusam-
menlegung�oder�Teilung�beliebig�zu�ver-
größern�oder�zu�verkleinern;�lediglich�für�
Betriebsratsstrukturen,�die�abweichend�
von�der�einzelbetrieblichen�Grundlage�ge-
bildet�werden�sollen,�ist�nach�§�3�BetrVG�
(Betriebsverfassungsgesetz)�die�Mitwir-
kung�der�Gewerkschaft�vonnöten,�zum�
Beispiel�wenn�im�Konzern�oder�Unterneh-
men�Betriebsräte�für�Produktsparten�oder�
wenn�sie�für�die�Zusammenfassung�meh-
rerer�Betriebe�eingerichtet�werden�sollen.�
Mit�der�Anknüpfung�an�die�betriebliche�
Mehrheit�spielt�der�Gesetzgeber�dem�Ar-
beitgeber�die�Schlüsselrolle�zu,�mit�dem�
Betriebszuschnitt�die�gewerkschaftli-
chen�Mehrheitsverhältnisse�zu�beein-
flussen,�ja�festzulegen.�In�allen�Fällen,�
in�denen�die�Mitgliederzahlen�nicht�weit�
auseinander�liegen,�hat�es�der�Arbeitge-
ber�in�der�Hand,�der�ihm�gewogenen�Ge-
werkschaft�mit�den�ihm�passenden�Tarif-
verträgen�zur�Mehrheit�zu�verhelfen.�Ein�
Schelm,�der�Böses�dabei�denkt.�
So�dürfte�es�in�Unternehmen�mit�schwach�
organisierter�Belegschaft�für�den�Arbeit-
geber,�der�sich�zwecks�Tarifdumping�eine�
«gelbe»�Gewerkschaft�ins�Haus�holt,�ein�
Leichtes�sein,�deren�Tarifverträge�mehr-
heitsfähig�zu�machen.�Dieses�Spiel�kann�
auch�das�Verhältnis�zwischen�den�DGB-
Gewerkschaften�unangenehm�belasten.�
Wie�bereits�dargelegt,�nehmen�die�Grenz-
streitigkeiten�auch�zwischen�den�DGB-Ge-
werkschaften�zu.�Zwar�stellt�der�DGB�zur�
Beilegung�solcher�Konflikte�ein�Schieds-
verfahren�bereit;�nur�drängt�sich�die�Frage�
auf,�welche�Autorität�das�DGB-Schieds-
verfahren�noch�hat,�wenn�jede�Gewerk-
schaft,�die�in�fremdem�Gebiet�wildert,�mit�
der�Mehrheit�der�Mitglieder�rechnen�kann,�
sei�es,�dass�sich�die�ursprünglich�vertre-

tene�Gewerkschaft�aus�welchem�Anlass�
auch�immer�Ärger�eingehandelt�hat,�sei�
es,�dass�der�Unternehmer�ein�bisschen�
nachhilft.�Die�auf�diese�Weise�siegreiche,�
noch�dazu�durch�Mehrheit�geadelte�Ge-
werkschaft�wird�kaum�bereit�sein,�diesen�
Erfolg�vor�dem�Schiedsgericht�des�DGB�
wieder�infrage�stellen�zu�lassen.�
Fazit:�Was�angeblich�Einheit�schaffen�
soll,�sät�neue�Konflikte�und�Unfrieden.�

Die Jagd nach der Mehrheit
Damit�nicht�genug.�Schon�jetzt�wirft�das�
Gesetz�seine�Schatten�voraus.�Der�Konflikt�
zwischen�EVG�und�GDL�ums�Zugbegleit-
personal�währt�zwar�schon�lange.�Den-
noch�hat�es�derzeit�seine�eigene�Logik,�
wenn�die�GDL�ihre�Zuständigkeit�über�ih-
ren�Organisationskern�hinaus�ausbaut,�um�
sich�die�Aussicht�auf�künftige�betriebliche�
Mehrheiten�zu�sichern.�Nach�dem�glei-
chen�Muster�will�sich�die�UFO�zur�Bran-
chengewerkschaft�wandeln�und�auf�Kos-
ten�von�ver.di�ihre�Zuständigkeit�auf�das�
Bodenpersonal�ausweiten.�Und�wer�woll-
te�es�dem�MB�verdenken,�im�Sinne�dop-
pelter�Sicherung�neben�der�Anrufung�des�
Bundesverfassungsgerichts�sich�vorsorg-
lich�zugleich�für�die�übrigen�Klinikbeschäf-
tigten�zu�öffnen,�um�sich�so�als�Mehr-
heitsgewerkschaft�behaupten�zu�können?�
Ähnliche�Expansionspläne�könnten�die�VC�
oder�der�DJV�erwägen.�So�bewirkt�das�Ge-
setz,�das�angeblich�Gewerkschaftskonkur-
renz�entschärfen�will,�schon�als�Entwurf�
das�Gegenteil:�Es�stiftet�Unfrieden�in�bis-
her�konfliktfreien�Zonen�und�Betrieben.�

Ein Placebo für die Minderheits
gewerkschaft: Anhörungs und 
Nachzeichnungsrecht
Die�Bundesregierung�bietet�den�Gewerk-
schaften,�die�sie�gesetzlich�um�die�Tarifau-
tonomie�bringt,�scheinbaren�Ausgleich.�



27–� �Erstens� sollen� konkurrierende� Ge-
werkschaften,�wenn�der�Arbeitgeber�
Verhandlungen�mit�einer�anderen�Ge-
werkschaft�aufnimmt,�das�Recht�er-
halten,�«ihre�Vorstellungen�und�Forde-
rungen�mündlich vorzutragen».�Mehr�
nicht!�Der�Arbeitgeber� ist�zu�nichts�
Weiterem�verpflichtet,�noch�nicht�ein-
mal�zu�Verhandlungen.�

–� �Zweitens� können� Gewerkschaften,�
deren�Tarifvertrag�mangels�Mehrheit�
verdrängt�wird,�vom�Arbeitgeber�die�
«Nachzeichnung»,�also�die�Übernahme�
des�Mehrheitstarifvertrags�verlangen.�
Die�Bestimmung�soll�verhindern,�dass�
die�Mitglieder�der�weichenden�Gewerk-
schaft�ohne�Tarifschutz�bleiben.�Auch�
diese�Geste�ist�in�keiner�Weise�geeig-
net,�den�Verfassungsverstoß�zu�heilen.�
Der�zur�Nachzeichnung�angebotene�
Tarifvertrag�ist�ja�gerade�nicht�der,�den�
ihre�Gewerkschaft�gefordert�hat�und�
für�den�sie�sich�eingesetzt�haben.�Ta-
rif-«Autonomie»�ist�ein�Stück�sozialer�
Selbstbestimmung�und�damit�etwas�
anderes�als�die�Unterwerfung�unter�

ein�Vertragswerk,�das�andere�ausge-
handelt�haben.�Überdies�soll�nur�die�
Minderheitsgewerkschaft�das�Nach-
zeichnungsrecht�erhalten,�die�selbst�ei-
nen�Tarifvertrag�erreicht�hat,�der�dann�
allerdings�nicht�zum�Zug�gekommen�
ist.�Doch�Fälle�dieser�Art�werden�in�Zu-
kunft�selten�sein.�Der�Arbeitgeber�wird�
künftig,�mit�dem�Tarifeinheitsgesetz�im�
Rücken,�nur�noch�unter�erheblichem�
Streikdruck�bereit�sein,�sich�mit�der�
ihm�nicht�genehmen�Gewerkschaft�auf�
einen�Tarifvertrag�einzulassen.�In�der�
Regel�wird�er�sie�ins�Leere�laufen�las-
sen,�sodass�gar�kein�Vertrag�zustan-
de�kommt.�In�diesem�Falle�bleiben�die�
Mitglieder�der�abgewiesenen�Gewerk-
schaft�ohne�Tarifschutz.

Insgesamt�gilt:�Für�die�gesetzlich�besei-
tigte�Tarifautonomie�gibt�es�keinen�Aus-
gleich,�der�den�Grundrechtseingriff�ak-
zeptabel�machte.�Tarifautonomie�ist�im�
Übrigen�ein�Freiheitsrecht,�dessen�Ent-
zug�nicht�durch�noch�so�gut�gemein-
te�Kompensation�aufgewogen�werden�
könnte.�

GRUNDRECHTSVERLETZUNG II:  
ANGRIFF AUF DAS STREIKRECHT

Die�Initiatoren�des�Gesetzentwurfs,�die�
Arbeitgeberverbände,�sind�trotz�alledem�
nicht�zufrieden.�Man�kann�es�ihnen�nicht�
verdenken.�Sie�wollten�ja�etwas�ande-
res.�Nie�ging�es�ihnen�um�einheitliche�Ta-
rif-�und�Arbeitsbedingungen�im�Betrieb.�
Diese�Einheit�haben�sie�selbst,�wie�oben�
dargelegt,�längst�aufgegeben�und�durch�
ein�Chaos�unterschiedlicher�Arbeitsver-
hältnisse�und�betrieblicher�Regelungen�
ersetzt.�Nein,�ihre�Initiative�zielt�auf�das�
Streikrecht.�

Auch�die�Gewerkschaftskonkurrenz�stand�
und�steht�nicht�generell�im�Visier�der�Ar-
beitgeberverbände.� Soweit� gewerk-
schaftliche�Spaltung�zur�Kostensenkung�
beiträgt�oder�die�Verhandlungsposition�
verbessert,�wird�der�Unternehmer�sie�be-
grüßen.�Selbst�am�Überbietungswettbe-
werb�nehmen�die�Unternehmer�erst�dann�
Anstoß,�wenn� streikbereite�Verbände�
beteiligt�sind.�Diesen�Störenfrieden�soll�
nicht�nur�die�Tarifautonomie�aus�der�Hand�
geschlagen�werden,�wie�es�nunmehr�der�



28 Regierungsentwurf�vorsieht.�Vielmehr�
sollte�ihnen�nach�dem�Willen�der�Arbeit-
geberverbände�auch�das�Streikrecht�ge-
nommen�werden.�Deshalb�hatte�der�Ar-
beitgeberentwurf�von�2010�vorgesehen,�
dass�die�Friedenspflicht�aus�dem�Mehr-
heitstarifvertrag�auch�die�Minderheitsge-
werkschaft�bindet.�Diesen�zweiten�Schlag�
hat�sich�die�Große�Koalition�nicht�zuge-
traut,�auch�nachdem�der�DGB�für�diesen�
Fall�seinen�Widerstand�angekündigt�hat-
te.�Auch�scheut�die�Regierung�offenkun-
dig�die�zusätzlichen�verfassungsrechtli-
chen�Risiken�eines�Streikverbots.�Und�die�
sind�in�der�Tat�mit�Händen�zu�greifen.�
Mit�dem�Streikrecht�würde�der�Minder-
heitsgewerkschaft�und� ihren�Mitglie-
dern�nach�der�Tarifautonomie�auch�das�
zweite�fundamentale�Recht�der�Gegen-
wehr�und�sozialen�Selbstbestimmung�
aus�der�Hand�geschlagen.�Dafür�gibt�es�
nicht�einmal�den�Hauch�einer�Begrün-
dung�oder�gar�eine�Rechtfertigung.�Die�
Streikfreiheit�steht�wie�die�Koalitions-
freiheit�insgesamt�unter�keinem�Geset-
zesvorbehalt.�Speziell�das�Streikrecht�ist�
sogar�notstandsfest,�darf�also�selbst�im�
Notstand�nicht�angetastet�werden,�Art.�9�
Absatz�3�Satz�3�GG.�Schranken�können�
sich�im�konkreten�Fall�allein�aus�gegen-
läufigen�Grundrechten�oder�gleichwerti-
gen�Verfassungsgütern�ergeben.�Diese�
Einschränkung�war�nie�streitig�und�spie-
gelt�sich�in�den�stets�einvernehmlich�or-
ganisierten�Notdienstarbeiten�wider,�die�
etwa�bei�Streiks�in�Krankenhäusern,�Ret-
tungsdiensten�oder�bei�der�Feuerwehr�
regelmäßig�vereinbart�wird.�

Bundesregierung setzt auf  
gerichtliche Untersagungen
Dennoch�ist�das�Streikrecht�gefährdet.�
Der�Regierungsentwurf�enthält�sich�zwar�
eines�ausdrücklichen�Verbots.�Doch�in�

der�Begründung�setzt�die�Bundesregie-
rung�unverhohlen�auf�gerichtliche�Un-
tersagungen.�In�Übereinstimmung�mit�
wiederholten�Äußerungen�der�Arbeitsmi-
nisterin�heißt�es�in�der�Gesetzesbegrün-
dung:�Da�der�Tarifvertrag�der�Minder-
heitsgewerkschaft�ohnehin�nicht�in�Kraft�
trete,�dienten�Streiks�für�diesen�Tarifver-
trag�nicht�der�Tarifautonomie�und�seien�
unverhältnismäßig,�also�zu�untersagen.
Man�kann�nur�hoffen,�dass�die�Gerichte�
souverän�genug�sind,�der�regierungs-
amtlichen� Aufforderung� zum� Verfas-
sungsbruch�zu�widerstehen.�Das�sollte�
schon�deshalb�nicht�schwerfallen,�da�die�
Rechtsprechung�bereits�unter�der�von�ihr�
selbst�gesetzten�Tarifeinheit�das�Streik-
recht�nie�angetastet�hatte.�Auch�wenn�
sich�später�herausstellte,�dass�der�Tarif-
vertrag�nach�dem�Spezialitätsgrundsatz�
weichen�musste,�hatte�dies�das�Streik-
recht�nicht�berührt.�Der�Grund:�Ob�und�
welcher�Tarifvertrag�später�anwendbar�
ist�und�welcher�nicht,�kann�nicht�zum�
Zeitpunkt�des�Arbeitskampfes,�sondern�
erst�mit�seinem�Abschluss�entschieden�
werden.�Gleiches�muss�für�das�Mehr-
heitsprinzip�gelten.�Gezählt�wird�beim�
Abschluss;�welche�Gewerkschaft�am�En-
de�die�Mehrheit�der�Mitglieder�hat,�ist,�so�
der�Gesetzentwurf,�«zum�Zeitpunkt�des�
Abschlusses�des�zuletzt�abgeschlosse-
nen�kollidierenden�Tarifvertrags»�fest-
zustellen.�Auch�Richter�können�nicht�in�
die�Zukunft�blicken.�Insbesondere�im�Ar-
beitskampf�können�sich�Mitgliederzah-
len�und�Größenverhältnisse�ändern.�Des-
halb�kann�der�Streik�noch�nicht�mit�dem�
Makel�eines�später�nicht�anwendbaren�
Ergebnisses�behaftet�sein.�
Nun�mag�es,�könnte�man�einwenden,�
Fallgestaltungen�geben,� in�denen�der�
Richter�ohne�Glaskugel�und�Propheten-
gabe�schon�zur�Zeit�eines�Streiks�meint�



29feststellen� zu� können,� dass� der� um-
kämpfte�Tarifvertrag�nicht�gelten�wird.�
Man�denke�etwa�an�die�beschränkte�Zahl�
von�Berufsangehörigen�innerhalb�eines�
größeren�Betriebes,�so�dass�der�Berufs-
verband�selbst�bei�100-prozentigem�Or-
ganisationsgrad�die�Branchengewerk-
schaft�nicht�überbieten�kann.�Dennoch�
könnte� auch� diesem� Minderheitsver-
band�das�Streikrecht�nicht�versagt�wer-
den.�Hier�gerät�die�Gesetzesbegründung�
in�offenen�Gegensatz�zum�Inhalt�des�Ge-
setzentwurfs.�Immerhin�soll�die�Minder-
heitsgewerkschaft�das�Recht�erhalten,�
den�Mehrheitstarifvertrag�«nachzuzeich-
nen»,� §�4a�Absatz�4.�Das�Nachzeich-
nungsrecht�setzt�jedoch�voraus,�dass�die�
Minderheitsgewerkschaft�selbst�einen�
Tarifvertrag�abgeschlossen�hat.�Wie�aber�
soll�sie�gegenüber�einem�widerborstigen�
Arbeitgeber�wenigstens�das�Recht�zur�
Nachzeichnung�erlangen,�wenn�sie�den�
eigenen�Tarifvertrag�nicht�mittels�Streik�
durchsetzen�könnte?�Ein�solcher�Streik�
wäre�–�mit�den�Worten�der�Entwurfsbe-
gründung�–�durchaus�«ein�Mittel�zur�Si-
cherung�der�Tarifautonomie».
Was�demnach�bleibt,�ist�die�unverhoh-
lene�Aufforderung�zum�Rechtsbruch,�
indem�die�Bundesregierung�in�der�Ge-
setzesbegründung�die�Erwartung�aus-
spricht,�dass�die�Gerichte�Streiks�der�
Minderheitsgewerkschaft�untersagen.�
Wir�können�nur�hoffen,�dass�sich�die�Ge-
richte�davon�nicht�beeindrucken�lassen.�
Doch�hier�betreten�wir�den�unsicheren�
Boden�von�Spekulation�und�Entschei-
dungsprognose.�Da�können�auch�außer-
juristische�Haltungen�und�Weltbilder�eine�
Rolle�spielen.�Allein�das�Risiko�regelwid-
riger�gerichtlicher�Streikverbote�sollte�die�
Kollegen,�etwa�der�DGB-Gewerkschaf-
ten,�nicht�beruhigen,�die�sich�derzeit�der�
Illusion�hingeben,�eine�gesetzlich�ange-

ordnete�Tarifeinheit�sei�ohne�Risiken�für�
die�Streikfreiheit�möglich.�

Faktische Beseitigung  
der Streikfreiheit
Gravierender�als�das�Risiko�rechtlicher�
Eingriffe�wird�sich�die�faktische�Stran-
gulierung�der�Streikfreiheit�auswirken.�
Selbst�wer�aufgrund�des�Gesetzeswort-
lauts�kein�rechtliches�Streikverbot�be-
fürchtet,�muss�davon�ausgehen,�dass�
den�tarifentmündigten�Gewerkschaften�
der�Streik�infolge�der�tatsächlichen�Ent-
wicklung�aus�den�Händen�fällt.�
Tarifverhandlungen�und�Arbeitskämp-
fe�finden�nicht�im�luftleeren�Raum�statt.�
Feststellungen� und� Mutmaßungen�
über�die�Größenverhältnisse�im�Betrieb�
werden�fortan�jede�Tarifrunde�von�An-
beginn�an�begleiten.�Sicher�gibt�es�Be-
triebe�und�Branchen,�in�denen�sich�die�
Mitgliederverhältnisse�annähern.�Hier�
sind�Mobilisierungshemmnisse�nicht�zu�
erwarten.�Doch�in�allen�Fällen,�in�denen�
Minderheitsgewerkschaften,�typischer-
weise�die�streikfähigen,�aber�kleinen�
Spartenorganisationen,�betrieblichen�
Mehrheiten�gegenübertreten,�werden�
sich�erhebliche�Mobilisierungshürden�
aufbauen.� Welches� Gewerkschafts-
mitglied�nimmt�Risiko�und�Mühsal�be-
trieblichen�Ungehorsams�und�die�Opfer�
eventuell�länger�dauernder�Arbeitsnie-
derlegungen�auf�sich,�wenn�absehbar�
ist,�dass�der�erkämpfte�Tarifvertrag�oh-
nehin�nicht�gelten�wird?�Auch�dies�kann�
in�Grenzfällen�gelingen,�kaum�jedoch�ein�
zweites�Mal,�etwa�beim�nächsten�Tarif-
konflikt.�So�wird�der�aufmüpfigen�Be-
rufsgewerkschaft�auch�ohne�rechtlichen�
Eingriff�angesichts�voraussehbarer�Er-
folglosigkeit�der�Schneid�genommen.�
Auch�dies�ist�verfassungsrechtlich�nicht�
akzeptabel.
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DER DASEINSVORSORGE

Die�vorstehende�Prognose�über�die�sin-
kende�Streikbereitschaft�der�Mitglieder�
einer�tarifentmündigten�Gewerkschaft�
wird�die�Eiferer�in�den�Regierungsreihen,�
vor�allen�Dingen�der�CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion�nicht�beruhigen;�die�Arbeit-
geberverbände�werden�ohnehin�nicht�
stillhalten.�Deshalb�ist�nicht�ausgeschlos-
sen,�dass�im�Gesetzgebungsverfahren�
noch�Verschärfungen�ins�Haus�stehen.�
So�fehlt�es�nicht�an�Stimmen,�die�dazu�ra-
ten,�das�eigentliche�Anliegen�der�Arbeit-
geber�frontal�anzugehen�und�nicht�auf�
dem�Umweg�über�den�gesetzlichen�Okt-
roi�der�Tarifeinheit.�Dies�greife�ohnehin�zu�
kurz.�In�der�Sache�gehe�es�ja�um�Streiks�
in�Dienstleistungsbetrieben,� in�denen�
wenige�Funktionseliten�über�den�betrieb-
lichen�Bereich�hinaus�weitreichende�mit-
telbare�Wirkungen�verursachten.�Damit�
ist�dann�die�mehr�oder�weniger�zufälli-
ge�Verknüpfung�mit�Gewerkschaftskon-
kurrenz�und�eigenständig�agierenden�
Berufsverbänden�verlassen.�Streikein-
schränkungen�wegen�der�mittelbaren�
Folgen�träfen�die�meisten�Gewerkschaf-
ten,�insbesondere�die�Gewerkschaften�
im�öffentlichen�und�privaten�Dienstleis-
tungssektor,�allen�voran�ver.di.�
Pläne�dieser�Art�sind�nicht�neu.�In�unregel-
mäßigen�Abständen�legen�Arbeitsrechts-
wissenschaftler,�die�Rechtsgeschichte�
schreiben�wollen,�Gesetzentwürfe�vor,�
die�entweder�das�Streikrecht�insgesamt�
oder�zumindest�Streiks�in�sogenannten�
lebenswichtigen�Betrieben�der�Daseins-
vorsorge�disziplinieren�sollen.�Sie�blieben�
bisher�sämtlich�Papier.�Unabhängig�von�
solchen�Juristen-Initiativen�vernehmen�
wir�anlässlich�beinahe�jeden�Streiks�in�
bestimmten�Sektoren,�vor�allen�Dingen�

im�Verkehrswesen,�den�Ruf�nach�Ein-
schränkungen.�Keine�Arbeitsniederle-
gung�bei�Bahn,�Lufthansa�oder�in�Flug-
häfen�ohne�anklagende�Bilder�stecken�
gebliebener�Passagiere�und�ohne�drama-
tisierende�Hinweise�auf�volkswirtschaft-
liche�Schäden�in�Millionenhöhe;�neben-
bei,�später�hört�und�liest�man�nie�mehr�
etwas�über�solche�Schäden.�Das�wun-
dert�nicht,�da�es�sich�stets�um�hochge-
rechnete�momentane�Umsatzausfälle�
handelt,�die�wenige�Wochen�später�wie-
der�ausgeglichen�sind.�
Dramatisierende�Berichterstattung�und�
politische�Reaktionen�sagen�mehr�über�
einen�illiberalen�Grundton�der�meinungs-
bildenden�Schicht�aus�als�über�die�Rea-
lität�von�Streiks�und�deren�Folgen.�Ganz�
im�Gegensatz�zum�öffentlichen�Getöse�
zählt�die�Bundesrepublik�zu�den�streikar-
men�Ländern�in�Europa�und�der�Welt,�je�
nach�Zählweise�und�statistischer�Metho-
de�an�siebtletzter�(wirtschafts-�und�sozi-
alwissenschaftliches�Institut�des�DGB,�
WSI)�oder�an�drittletzter�Stelle�(Bundes-
agentur�für�Arbeit,�BA)�vergleichbarer�In-
dustrienationen.�Und�im�Gegensatz�zur�
medialen�und�politischen�Aufgeregtheit�
ist�in�der�Bevölkerung�kontinuierlich�ei-
ne�erfreulich�wachsende�Toleranz�und�
Gelassenheit�zu�konstatieren,�selbst�bei�
Streiks�in�sensiblen�Sektoren.�Das�zeigen�
Meinungsbefragungen,�die�auch�jüngst�
in�der�aufgeheizten�Stimmung�anlässlich�
des�Lokführerstreiks�mehrheitlich�auf�
Verständnis�für�den�Streik�stießen.�
Dennoch�ist�der�Ruf�nach�Streikrestrik-
tionen�im�Bereich�der�Daseinsvorsorge�
ernst�zu�nehmen.� In�mehreren� jüngst�
veröffentlichten�Stellungnahmen�von�
Arbeitsrechtlern,�die�die�gesetzlich�ver-



31ordnete�Tarifeinheit�als�verfassungswid-
rig�ablehnen,�findet�sich�der�Appell,�statt-
dessen�das�vermeintliche�Hauptproblem�
anzugehen�und�Regeln�für�den�Streik�in�
lebenswichtigen�Betrieben�vorzuschrei-
ben.�Die�Vorschläge�reichen�von�einer�
gesetzlichen� Abkühlungsphase� über�
ein�obligatorisches�Schlichtungswesen�
bis�zur�Vorschrift�maximaler�Quoten�der�
Streikbeteiligung�bzw.�der�Gewährleis-
tung�einer�Mindestleistung,�etwa:�X�Pro-
zent�der�Züge�müssen�fahren.�
Das�Feld�der�Daseinsvorsorge�wird�zum�
Teil�großzügig�abgesteckt;�in�professora-
len�Arbeitskampfentwürfen�finden�sich�
Betriebe� und� Einrichtungen� von� Ver-
kehrsträgern,�der�Medien,�des�Bankno-
tendrucks�bis�hin�zum�Bestattungswe-
sen.�
Gegenüber�all�diesen�Vorstößen�ist�da-
ran�zu�erinnern:�Die�Koalitionsfreiheit�
erlaubt�nur�solche�Schranken,�die�zum�
Schutz�anderer�Grundrechte�unerlässlich�
sind.�Diese�eng�gezogenen�Ausnahmen�
sind�unstreitig;�ihnen�tragen�seit�eh�und�
je�einvernehmlich�organisierte�Notdiens-
te�Rechnung,�zum�Beispiel�in�Kranken-
häusern,�im�Rettungswesen�oder�bei�der�
Feuerwehr.�Doch�alle�Beschränkungen,�
die�unter�dem�Etikett�der�Daseinsvorsor-
ge�über�jene�Ausnahmen�zum�Schutz�an-
derer�Grundrechte�hinausgehen,�sind�mit�
der�Streikfreiheit�nicht�vereinbar.�Es�gibt�
beispielsweise�kein�Grundrecht,�einen�
bestimmten�Flug�oder�Zug�zu�nutzen.�
Zur�Erinnerung:�Als�etwa�die�Bahn,�also�
derselbe�Arbeitgeber,�der�sich�im�GDL-
Streik�zum�Treuhänder�der�Kunden�auf-
schwang�und�den�Streik�verbieten�lassen�
wollte,�aus�Gründen�der�Renditesteige-
rung�Tausende�Streckenkilometer�und�ei-
ne�Vielzahl�von�Bahnhöfen�stilllegte,�war�
vom�Recht�auf�Mobilität�nicht�die�Rede.�
Und�was�ist,�mit�Verlaub,�der�vorüberge-

hende�streikbedingte�Zugausfall�gegen�
den�gänzlichen�und�auf�Dauer�gestellten�
Wegfall�aller�Zugverbindungen!�
Auch�das�Ausmaß�der�mittelbaren�Streik-
folgen�rechtfertigt�keine�Streikeinschrän-
kung.�Hier�stoßen�wir�wieder�auf�die�Ar-
beitnehmer�in�Schlüsselpositionen�bzw.�
die�Funktionseliten,�die�in�geringer�Zahl�
«das�ganze�Land�lahmlegen».�Die�arbeits-
teilige�Wirtschaft�könne�solche�Störun-
gen�nicht�hinnehmen.�Nun,�schon�vor-
dergründig�ist�daran�zu�erinnern,�dass�es�
nicht�die�Arbeitnehmer�und�ihre�Gewerk-
schaften�sind,�die�die�Störanfälligkeit�der�
Wirtschaft�durch�auf�die�Spitze�getriebe-
ne�Vernetzung�und�Just-in-time-Produk-
tionen�zu�verantworten�haben.�Überdies�
gab�es�noch�nie�eine�Arbeitsniederle-
gung,�die�nicht� infolge�Arbeitsteilung�
mittelbare�Folgen�ausgelöst�hätte.�Schon�
im�Mittelalter�mussten�die�Bürger�Aus-
fälle�hinnehmen,�wenn�Fleischer,�Bäcker�
oder�Schneider�ihre�Arbeit�niederlegten.�
Als�nach�langen�Kämpfen�endlich�auch�
die�Streikfreiheit�als�Grundrecht�in�die�
Verfassung�und�in�Menschenrechtskon-
ventionen�Eingang�fand�–�hierzulande�
1949�ins�Grundgesetz�–,�hatte�der�Ver-
fassungsgeber�den�Streik�in�einer�bereits�
hochgradig�vernetzten�Wirtschaft�vor�
Augen�und�ihn�in�dieser�konkreten�Ein-
bettung�und�sozialen�Gestalt,�also�mit�
all�seinen�auch�mittelbaren�Folgen,�an-
erkannt�und�unter�Grundrechtsschutz�
gestellt.�Die�abhängig�Beschäftigten,�
«jedermann�und�alle�Berufe»,�haben�seit-
dem�das�Recht,�zur�Herstellung�gleicher�
Verhandlungschancen�durch�Arbeitszu-
rückhaltung�wirtschaftlichen�Druck�aus-
zuüben.�Der�Streik�kann�sich,�wenn�er�
wirken�soll,�nicht�auf�symbolische�Aktio-
nen�beschränken.�
Schließlich�würde�jede�Einschränkung�
die�Beschäftigten�in�sensiblen�oder�le-



IMPRESSUM 

ANALYSEN�Nr.�17��
wird�herausge�geben�von�der�Rosa-Luxemburg-Stiftung�
V.�i.�S.�d.�P.:�Martin�Beck�
Franz-Mehring-Platz�1�·�10243�Berlin�
www.rosalux.de
ISSN�2194-2951�·�Redaktionsschluss:�Dezember�2014
Layout/Herstellung:�MediaService�GmbH��
Druck�und�Kommunikation
Lektorat:�TEXT-ARBEIT,�Berlin
Gedruckt�auf�Circleoffset�Premium�White,��
100�%�Recycling

benswichtigen�Betrieben�einem�Zwangs-
regime�der�Arbeit�unterwerfen.�Solches�
verbietet�die�Verfassung.�Umgekehrt�
sind�mittelbare�Folgen,�auch�zulasten�un-
beteiligter�Dritter�in�einer�freiheitlichen�
Gesellschaft�hinzunehmen.�
Mag�sein,�dass�in�der�aktuellen�Situati-
on�mancher�darauf�spekuliert,�dass�der�
Regierungsentwurf�eines�Tarifeinheits-
gesetzes�möglichst�reibungslos�über�die�
Bühne�geht,�damit�die�Politik�nicht�am�
Ende�in�Reaktion�auf�lautstarke�Proteste�
die�Tarifeinheit�zugunsten�einer�Streikreg-
lementierung�fallen�lässt.�Doch�mit�sol-
chen�taktischen�Winkelzügen�rettet�man�
das�Streikrecht�nicht.�Das�Streikrecht�
steht�naturgemäß�im�Zentrum�gegenläu-

figer�ökonomischer�und�sozialer�Interes-
sen.�Ebenso�wie�es�in�langen�Jahrzehnten�
als�Grundrecht�erkämpft�wurde,�muss�es�
fortan�gegen�stets�erneuerte�Angriffe�und�
Restriktionen�verteidigt�werden.�Um�das�
Streikrecht�wird�es�nie�politischen�Frie-
den�geben.�Vor�der�daher�stets�aufs�Neue�
sich�ergebenden�Machtfrage�ist�die�Hoff-
nung,�das�Streikrecht�durch�taktische�
Kompromisse�und�Stillhalten�unbeschä-
digt�zu�erhalten,�illusionär.�
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